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Im Vorwort eines von der Wirtschaftskommission für Europa herausgegebenen Leitfadens zur Aar-

hus-Konvention hat der damalige Generalsekretär der Vereinten Nationen, Kofi Annan
1
, 

die Aarhus-Konvention als „the most ambitious venture in the area of ‚environmental democracy’ so 

far undertaken under the auspices of the United Nation“ bezeichnet. Die Konvention ist in der Tat – 

auch aus heutiger Sicht – noch immer als Meilenstein für die Entwicklung des Umweltrechts der 

Vertragsstaaten zu bezeichnen. Das gilt gerade auch aus österreichischer Sicht, da die 

seinerzeitigen Einschätzungen anlässlich der Ratifikation durch Österreich am 17. Jänner 2005
2
 sich 

als nicht richtig herausgestellt haben. Damals meinte man, dass Österreich den Anforderungen der 

Konvention im Wesentlichen schon genüge. Heute – das Übereinkommen ist für Österreich mit 

17. April 2005 in Kraft getreten – , also bald 12 Jahre danach sind wir damit konfrontiert, dass die 

5. Vertragsstaatenkonferenz in Maastricht im Juli 2014 Österreich förmlich gerügt hat, dass die 

„UNECE Aarhus-Konvention über die Öffentlichkeitsbeteiligung in Umweltangelegenheiten“ nicht 

ausreichend umgesetzt sei.
3
 Dieser Sichtweise hat sich 2014 auch die Europäische Kommission per 

Mahnschreiben angeschlossen.
4
 Österreich droht 2017 die nächste Stufe von Sanktionen. 

Deutschland ist es übrigens ähnlich ergangen. Auch die Vorkehrungen Deutschlands zur Umset-

zung der Konvention bzw. ihr Fehlen sind in Diskussion gekommen. Deutschland ist aber gerade 

dabei ein umfassendes Reformpaket, das man in einem Kraftakt in kürzester Zeit „auf Schiene ge-

bracht“ hat, umzusetzen.
5
 In Österreich ist aber nicht einmal eine Richtungsentscheidung dafür, wie 

man mit den neuen Herausforderungen auf Bundesebene wie in den Bundesländern umzugehen 

gedenkt, gefallen.
6
 

                                                      
1  https://de.wikipedia.org/wiki/Generalsekret%C3%A4r_der_Vereinten_Nationen 

2  https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20004171 

(im Anhang abgedruckt) 

3  Decision V/9b on compliance by Austria with its obligations under the Convention – Adopted by the Meeting of 

Parties to the Convention on Access to Information, Public Participation in Decision-making and Access to Justice 

in Environmental Matters at its fifth session; Maastricht, the Netherlands, 30 June and 1 July 2014; siehe auch: 

ECE/MP.PP/C.1/2012/4 Findings and recommendations with regard to communication ACCC/C/2010/48 concern-

ing compliance by Austria (~ enthält die Empfehlungen des ACCC vom 16. Dezember 2011) sowie  

ECE/MP.PP/C.1/2014/3 Findings and recommendations with regard to communication ACCC/C/2011/63 concern-

ing compliance by Austria (~ enthält die Empfehlungen des ACCC vom 27. September 2013)  

(im Anhang abgedruckt) 

4  Aufforderungsschreiben Vertragsverletzung vom 10. Juli 2014 – Nr. 2014/4111 C(2014)4883 final 

(im Anhang abgedruckt) 

5  Entwurf der Bundesregierung vom 05. September 2016, BT-Drs. 18/9526  

http://www.jurop.org/umweltrecht/zwischenstand-die-novellierung-des-umwelt-rechtsbehelfsgesetzes/ 

6  Vergleiche dazu die diversen Stellungnahmen der BAK zu den Entwürfen für einen Bericht Österreichs an den 

Einhaltungsausschuss der Aarhus-Konvention  

https://wien.arbeiterkammer.at/service/stellungnahmen/umwelt/index.html 

https://de.wikipedia.org/wiki/Generalsekret%C3%A4r_der_Vereinten_Nationen
https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=20004171
http://www.jurop.org/umweltrecht/zwischenstand-die-novellierung-des-umwelt-rechtsbehelfsgesetzes/
https://wien.arbeiterkammer.at/service/stellungnahmen/umwelt/index.html


Die Tagung am 17. Juni 2016 wollte an das Inkrafttreten der Aarhus-Konvention am 

30. Oktober 2001 erinnern
7
 und sollte Gelegenheit geben, die für Österreich offenen Fragen näher 

zu erörtern.  

Der vorliegende Band dokumentiert die fünf Impulsreferate, welche die Entwicklung der Aarhus-

Konvention bis heute schildern, Varianten für nächste Schritte beleuchten und einen Blick über die 

Grenzen auf Modelle in anderen europäischen Ländern werfen. Wie es mit der Aarhus-Konvention 

in Österreich konkret weitergehen soll, ist im Zentrum der anschließenden Podiumsdiskussion ge-

standen. Die ReferentInnen sind den in sie gesetzten Erwartungen mehr als gerecht geworden sind. 

Dafür sei ihnen an dieser Stelle auch nochmal herzlich gedankt. Die vorgestellten Inhalte sind nach 

wie vor aktuell und bieten ausreichend Diskussionsstoff, sollte doch in nächster Zeit eine Entschei-

dung fallen, die Umsetzung in Österreich aktiv anzugehen. 

Die gemeinsame Veranstaltung markiert auch ein erfolgreiches Stück Zusammenarbeit zwischen 

dem ÖKOBÜRO – Allianz der Umweltbewegung, der Wiener Umweltanwaltschaft und der Bundes-

arbeitskammer. Wenn auch die Positionen und Sichtweisen nicht immer die Gleichen sind, so eint 

uns die Überzeugung, dass es den kritischen Diskurs braucht. Dafür hat uns die gemeinsame Ver-

anstaltung einen gebührenden Rahmen in Wertschätzung gegeben. 

Natürlich stehen die Arbeiterkammern einer vermehrten Beteiligung der Öffentlichkeit in Verfahren 

nicht genauso unvoreingenommen gegenüber wie Umweltverbände. Allerdings sind in einem mo-

dernen Verständnis von Behörden und staatlichen Verfahren so zentrale Aspekte wie Zugang zu 

Informationen, Transparenz und Beteiligung der Öffentlichkeit wohl nicht mehr wegzudenken. Daran 

führt kein Weg vorbei. Die Aarhus-Konvention erinnert gleichsam nur daran, dass ein moderneres 

Verständnis auch modernisierte Spielregeln braucht. Wenn die Spielregeln für die Genehmigung 

von großen Infrastrukturprojekten im Straßen- und Schienenbau, bei Energieleitungen und im Kraft-

werksbau geändert werden, dann müssen diese Änderungen beides gewährleisten: Faire Bürgerbe-

teiligung und raschere Verfahren. Viele praktische Erfahrungen sprechen dafür, dass es dafür nicht 

bloß klarere Beteiligungsspielregeln braucht, sondern vor allem inhaltlich klarere und verbindlichere 

Rahmenbedingungen für die Genehmigung von solchen Großprojekten, damit es zu für eine attrak-

tive Infrastruktur, für die Umwelt und für die betroffenen Anrainer tragbaren Entscheidungen kommt. 

 

Werner Hochreiter (AK Wien) 

Wien, im März 2017 

 

                                                      
7  http://www.unece.org/env/pp/ratification.html 

http://www.unece.org/env/pp/ratification.html
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Mag. Thomas Alge, ÖKOBÜRO, Geschäftsführung  

Mag. Gregor Schamschula, ÖKOBÜRO, Umwelt- und Europarecht, Rechtsservice 

 

Die Aarhus-Konvention trat im Jahr 2001 in Kraft. In etwa genauso lange beschäftigt sich 

ÖKOBÜRO – Allianz der Umweltbewegung mit der Umsetzung des Abkommens. ÖKOBÜRO ist die 

Allianz der Umweltbewegung. Dazu gehören 16 österreichische Umwelt-, Natur- und Tierschutz-

Organisationen wie GLOBAL 2000, Greenpeace, Naturschutzbund, VIER PFOTEN oder der WWF. 

ÖKOBÜRO arbeitet auf politischer und juristischer Ebene für die Interessen der Umweltbewegung. 

ÖKOBÜRO setzt sich also für die gemeinsamen Interessen der Umweltbewegung ein. Da wir über 

hohe rechtliche Expertise verfügen und die Aarhus-Konvention den Umweltorganisationen und Be-

troffenen Mitspracherechte gibt, liegt es in der Natur der Sache, dass wir uns massiv für die Umset-

zung des Abkommens einsetzen. 

 

Die Konvention wurde bereits 2001 von UN-Generalsekretär Kofi Annan als das ambitionierteste 

UNO-Projekt der „Umweltdemokratie“ bezeichnet.
1
 Das ist durchaus zutreffend. So stärkt die Aar-

hus-Konvention nicht nur den Umweltschutz, sondern auch rechtsstaatliche und demokratische 

Strukturen. Das sind für mich unendlich hohe Werte. 

Wie sieht diese „Umweltdemokratie“ aus? 

Die Idee der Aarhus-Konvention findet sich im völkerrechtlichen Kontext das erste Mal in Grundsatz 

10 der Rio-Erklärung über Umwelt und Entwicklung (1992).
2
 Demnach sind „Umweltfragen am bes-

ten auf entsprechender Ebene unter Beteiligung aller betroffener Bürger (sic) zu behandeln“. Grund-

satz 10 bezieht sich bereits explizit auf den Zugang zu Informationen, die Verfahrensbeteiligung und 

den Rechtsschutz. 

Das war eine Reaktion auf die Erkenntnisse der letzten Jahrzehnte, wonach es besonders bei gro-

ßen Projekten mit vielen Betroffenen und starken Umwelteingriffen, immer wieder zu massiven Pro-

testen gekommen war. In Österreich waren das Projekte wie Zwentendorf, Hainburg oder die Enns-

                                                      
1  Vereinte Nationen: What people are saying about the Aarhus-Konvention, 

https://www.unece.org/fileadmin/DAM/env/pp/documents/statements.pdf (6.9.2016) 

2  Report of the United Nations Conference on Environment and Development: Rio Declaration on Environment and 

Development (1992), A/CONF.151/26/Rev.1 

https://www.unece.org/fileadmin/DAM/env/pp/documents/statements.pdf


nahe Trasse. Aus bzw. in diesen Protesten entwickelte sich zivilgesellschaftliches Engagement, aus 

welchem schließlich die Umweltbewegung und die Umweltorganisationen hervor gegangen sind. 

Von der Politik wurde erkannt, dass es zweckmäßig ist, diese Konflikte zu kanalisieren. Dadurch soll 

Eskalation vermieden, Entwicklung möglich und die Umweltinteressen bzw. die Interessen der Be-

troffenen besser gewahrt werden. Während die Aarhus-Konvention insb. auch die Umweltorganisa-

tionen mit besonderen Rechten ausstattet, ist davon in Rio noch nicht die Rede. 

In Art. 1 schreibt die Aarhus-Konvention ein „Umweltmenschenrecht“ fest. Art. 1 lautet wie folgt: 

„Um zum Schutz des Rechts jeder männlichen/weiblichen Person gegenwärtiger und künfti-

ger Generationen auf ein Leben in einer seiner/ihrer Gesundheit und seinem/ihrem Wohlbe-

finden zuträglichen Umwelt beizutragen, gewährleistet jede Vertragspartei das Recht auf 

Zugang zu Informationen, auf Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und auf 

Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten in Übereinstimmung mit diesem Überein-

kommen.“ 

Jede Person hat also ein Recht in einer Umwelt zu leben, die seiner Gesundheit zuträglich ist. Und 

dieses Recht gilt auch für zukünftige Generationen. Die Konvention konkretisiert dieses Recht spä-

ter durch verschiedene Verfahrensrechte. Bei der Anwendung des Abkommens sollte man sich aber 

immer dieses Rechtes bewusst sein. 

 

Ich möchte drei Ebenen hervorstreichen, die zwar ineinander greifen, den Ansatz aber gut beschrei-

ben. Die erste Intention ist jene, einen Interessenausgleich in Konfliktfällen zu schaffen. Die Grund-

idee der nachhaltigen Entwicklung ist wirtschaftlichen Entwicklung und Umweltschutz in Einklang zu 

kriegen. Es gibt ein Interesse der Volks- und Privatwirtschaft die vorhandenen Ressourcen auszu-

beuten, sei es um Gewinne abzuholen, Arbeitsplätze zu schaffen oder die Infrastruktur zu stärken. 

Das sind legitime Interessen. Doch auf der anderen Seite gibt es die Umwelt und die natürlichen 

Ressourcen, die heute nur noch bedingt belastbar sind. Die Umwelt kann sich nicht mehr regenerie-

ren, die Arten sterben, das Klima ändert sich. Tausende Menschen sterben sogar in Österreich an 

der schlechten Luftqualität, jedes Jahr.
3
 Insb. bei großen Projekten stehen die Behörden immer wie-

der unter Druck wegen einflussreicher Akteure, politischer Interventionen oder strukturellen Nahe-

verhältnissen. Wenn diese Interessen unstrukturiert aufeinander treffen, führt das zu massiven Rei-

bungsverlusten, Misstrauen und Frustration auf allen Seiten. 

Die Aarhus-Konvention gibt der Öffentlichkeit Rechte, damit diese Konflikte nicht eskalieren und im 

Rahmen von Verfahren ein Interessenausgleich stattfindet. Durch die Verfahrens-rechte werden die 

Konflikte strukturiert und kanalisiert und können konstruktiv genutzt werden. Das gelingt nicht im-

mer, aber in der Regel schon. 

Die zweite Idee hinter Aarhus, die ich hier hervorstreiche, ist verbesserter Umweltschutz durch Par-

tizipation. Wie bereits erwähnt, regelt Art. 1 materiell, dass jede Person das Recht auf eine gute und 

lebenswerte Umweltqualität hat. Durch den Zugang zu Umweltinformationen, Rechtsschutz und 

Verfahrensbeteiligung sollen umweltrelevante Entscheidungen verbessert und dadurch der Umwelt-

schutz verbessert werden. Hervorzuheben ist dabei die Rolle der Umweltorganisationen. Diese ha-

ben im Rahmen des Abkommens eine besondere Rolle und zugleich die weitgehendsten Rechte. 

Die Aarhus-Konvention anerkennte also die zivilgesellschaftliche und umweltpolitische Bedeutung 

                                                      
3  European Environmental Agency: EEA 2014 Air quality report,  

http://www.eea.europa.eu/publications/air-quality-in-europe-2014 (6.9.2016). 

http://www.eea.europa.eu/publications/air-quality-in-europe-2014


der NGOs indem sie insb. diesen Organisationen das Recht gibt, im Namen der Umwelt vor Gericht 

zu ziehen. Sie sind damit die „rechtliche Stimme der Umwelt“. Während Betroffene, mit der Aus-

nahme der Umweltinformationen, in Verfahren zumindest ihre Betroffenheit nachweisen müssen, 

können Umweltorganisationen immer im Interesse der Umwelt agieren. Im Hinblick auf Umweltin-

formationen es ist wichtig, dass jede Person auf die beim Staat vorhandenen Umweltinformationen 

zugreifen kann, um sich ein besseres Bild von der Umweltsituation machen zu können. 

Schließlich stärkt die Aarhus-Konvention den Rechtsstaat und die Demokratie. Transparenz, Verfah-

rensrechte und unabhängiger Rechtsschutz sind wesentliche Elemente einer funktionierenden De-

mokratie. Es wird dadurch schwieriger, Druck auf Behörden auszuüben. Wenn Fehler passieren, 

können diese korrigiert werden, wenn Akteure im Interesse der Umwelt im Verfahren sind und Zu-

gang zu Umweltinformationen haben. Stabile Demokratien zeichnen sich nicht nur durch freie Wah-

len und demokratische Regierungen aus, sondern durch ein System der „checks and balances“ das 

neben der Ermöglichung von zivilgesellschaftlichem Engagement auch die Sachrichtigkeit administ-

rativer Entscheidungen begünstigt. Nicht zuletzt in jungen Demokratien zeigt sich, dass diese noch 

fragil sind und deshalb eine Stärkung der rechtsstaatlichen Strukturen benötigen. Die Aarhus-

Konvention leistet dazu einen wichtigen Beitrag. Das Abkommen wurde daher nicht umsonst in den 

1990er Jahren verhandelt als es darum ging, die neuen Demokratien des ehemaligen Ostblocks zu 

stärken. 

 

Bereits Art. 1 der Stockholm-Erklärung erwähnte das Recht auf eine gute Umweltqualität: 

„Man has the fundamental right to freedom, equality and adequate conditions of life, in an en-

vironment of a quality that permits a life of dignity and well-being, and he bears a solemn re-

sponsibility to protect and improve the environment for present and future generations. In this 

respect, policies promoting or perpetuating apartheid, racial segregation, discrimination, colo-

nial and other forms of oppression and foreign domination stand condemned and must be 

eliminated.“
4
 

Dies wird in der Rio Erklärung 1992 noch gestärkt und schließlich im bereits erwähnten Art. 10 kon-

kretisiert. 

Die Aarhus-Konvention wurde im Rahmen des Environment for Europe (EfE) Prozesses der UN-

ECE ausverhandelt.
5
 Dieser Prozess startete bereits 1991 in Dobris auf Initiative der Niederlande 

und Norwegen. Bereits zwei Jahre später, 1993 in Luzern entstand schließlich die Idee für ein ver-

bindliches Abkommen. In den Sofia Guidelines, welche im Oktober 1995 auf einer Ministerkonferenz 

der UNECE festgehalten wurden, finden sich bereits die wesentlichen Inhalte der Aarhus-

Konvention mit ihren drei Säulen aus Umweltinformation, Beteiligung in Genehmigungsverfahren 

und Zugang zu Gerichten.
6
 Auf dieser Konferenz gaben die Anwesenden auch das Bekenntnis für 

                                                      
4  Declaration of the United Nations Conference on the Human Environment, 

http://www.unep.org/Documents.multilingual/Default.asp?DocumentID=97&ArticleID=1503 (6.9.2016). 

5  European Commission: The Aarhus Convention, http://ec.europa.eu/environment/aarhus/ (6.9.2016). 

6  Ministerial Conference Environment for Europe, ECE/CEP/24, 

http://www.unece.org/fileadmin/DAM//env/documents/1995/cep/ece.cep.24e.pdf (6.9.2016). 

http://www.unep.org/Documents.multilingual/Default.asp?DocumentID=97&ArticleID=1503
http://ec.europa.eu/environment/aarhus/
http://www.unece.org/fileadmin/DAM/env/documents/1995/cep/ece.cep.24e.pdf


ein verbindliches Abkommen. 1998 erfolgte schließlich die Unterzeichnung der Konvention durch die 

Vertragsparteien in Aarhus, Dänemark.
7
 Sie trat mit 2001 in Kraft. 

 

 

Abbildung 1: Die drei Säulen der Konvention 

 

Das Recht auf Zugang zu Umweltinformationen steht jeder Person zu, egal ob juristischen Personen 

wie Umweltorganisationen, oder natürlichen Personen. Es ist auch unabhängig von der Staatszuge-

hörigkeit und sehr extensiv auszulegen. Als erste Säule bietet der Zugang zu Umweltinformationen 

die Grundlage für die folgenden Rechte. Es ist gleichzeitig der unumstrittenste Teil der Konvention. 

Neben dem Recht auf Auskunft über Umweltfragen für Alle, besteht auch die Pflicht des Staates auf 

Sammeln und selbständiges Veröffentlichen von Umweltinformationen. 

 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit in Umweltverfahren sieht vor, Umweltorganisationen und betroffe-

ne Einzelpersonen in Genehmigungsverfahren einzubeziehen. Der Zugang zu die-sem Recht ist 

bereits enger gezogen, als jener zu Umweltinformationen, da die Konvention hier von der „betroffe-

nen Öffentlichkeit“ spricht. Die Umsetzung erfolgte vor allem im Be-reich von Verfahren über Groß-

projekte, konkret bei Umweltverträglichkeitsprüfungen (UVP) und „IPPC“ Anlagengenehmigungen. 

Die Beteiligung soll gem. Art. 6 Abs. 2 „frühzeitig und effektiv“ gestaltet sein und erstreckt sich nach 

Art. 7 auch auf „Pläne, Programme und Politiken“. 

                                                      
7  UNECE, reports on the negotiations of the convention, http://www.unece.org/env/pp/adwg.html (6.9.2016). 

http://www.unece.org/env/pp/adwg.html


 

Zugang zu Gerichten bezieht sich auf die Durchsetzung der Rechte aus den ersten beiden Säulen, 

und zusätzlich auf die Bekämpfung von Handlungen und Unterlassungen, welche gegen umweltbe-

zogene Bestimmungen verstoßen. Dieser „allgemeine“ Rechtsschutz des Art. 9 Abs. 3 ist Gegen-

stand vieler Kontroversen. Gerade in Österreich und Deutschland, wo anhand der der Schutz-

normtheorie NGOs aus Verfahren ausgeschlossen waren und der Schwerpunkt des Rechtsschutzes 

auf den subjektiv-öffentlichen Rechten von Nachbarinnen und Nachbarn ruhte, war ein Konfliktfeld 

mit dem Rechtsschutz der Aarhus-Konvention zu beobachten. Mittlerweile haben jedoch sowohl das 

Aarhus Convention Compliance Committee (ACCC)
8
, als auch der Europäische Gerichtshof 

(EuGH)
9
 ausdrücklich geklärt, dass diese Einschränkung nicht derart auf NGOs anzuwenden ist. 

Während hinsichtlich der ersten und zweiten Säule bereits Richtlinien der Europäischen Union er-

lassen wurden, ist die Umsetzung der dritten Säule bislang noch nicht durch einen unionsrechtlichen 

Akt erfolgt. 

Neben der Normierung des Zugangs zu Gerichten, normiert Art. 9 Abs. 4 Details zur Ausgestaltung 

des Rechtsschutzes. Dieser muss nämlich angemessen und effektiv sein, und darf für die Rechtsun-

terworfenen nicht übermäßig teuer sein. 

 

Auf der Ebene der Konvention bei den Vereinten Nationen wird Transparenz gelebt, indem alle Sit-

zungen für NGOs öffentlich sind und alle Dokumente für jede Person jederzeit verfügbar sind.
10

 

Der Compliance Mechanismus ist sehr offen gestaltet, entgegen mancher anderer Konventionen 

kann jede Person einen Fall vor das Compliance Committee bringen. Der erste Fall wurde bereits 

2002 anhängig gemacht.
11

 Wird ein Fall durch eine Vertragspartei, das Komi-tee selbst, oder durch 

die Öffentlichkeit an das ACCC herangetragen, beginnt nach einer ersten Prüfung das Verfahren zu 

laufen. Bereits ab diesem Zeitpunkt werden die Schriftstücke gänzlich öffentlich abrufbar gehalten. 

Der betroffene Staat (bzw. Vertragspartei) und die einreichende Partei erhalten dann ausreichend 

Gelegenheit dazu, ihre Argumente vor-zubringen und mit Belegen nachzuweisen. Das ACCC ent-

scheidet schließlich über die Compliance/Non-Compliance, gibt Empfehlungen zur Umsetzung ab 

und informiert die betroffenen Parteien, sowie das höchste Gremium der Aarhus-Konvention: die 

Vertragsstaatenkonferenz (Meeting of Parties – MoP). 

Die MoP überprüft schließlich die Entscheidung des ACCC („Findings“) und spricht dann verbindlich 

darüber ab. Eine Partei, die als „non-compliant“ bewertet wird, erhält Vorschläge, wie die Konvention 

richtig umzusetzen wäre und damit der Status wiederherzustellen ist. Das ACCC verfolgt schließlich 

die weitere Umsetzung in dem Bereich und fordert regelmäßig Berichte über die Umsetzungsschritte 

von der betroffenen Partei ein. Auch die Schriftstücke des Folgeverfahrens sind jederzeit online 

abrufbar und das Verfahren transparent. 

                                                      
8  ACCC/C/2010/48. 

9  EuGH vom 8.3.2011, Rechtssache C-240/09, Slowakischer Braunbär. 

10  UNECE Website, http://www.unece.org/env/pp/ccdocuments.html (6.9.2016). 

11  ACCC/C/2004/01, 

http://www.unece.org/env/pp/compliance/Compliancecommittee/01TableKazakhstan.html (6.9.2016). 

http://www.unece.org/env/pp/ccdocuments.html
http://www.unece.org/env/pp/compliance/Compliancecommittee/01TableKazakhstan.html


 

Österreich und die Europäische Union ratifizierten die Aarhus-Konvention im Jahr 2005, wobei sie in 

der Europäischen Union am 17. Februar 2005
12

 und in Österreich am 17. April 2005
13

 in Kraft trat. 

Bereits 2003 wurden die Umweltinformationsrichtlinie
14

 und die „Öffentlichkeitsbeteiligungs-

Richtlinie“
15

 in Umsetzung der Konvention erlassen. Damit waren von unionsrechtlicher Seite schon 

früh Umsetzungsschritte zur Aarhus-Konvention gesetzt. Ebenfalls 2003 gab es bereits einen Vor-

schlag zur Umsetzung der dritten Säule zu Zugang zu Gerichten
16

, welche jedoch im Rat durch die 

Mitgliedstaaten blockiert wurde. 2014/2015 wurde innerhalb der Europäischen Kommission erneut 

eine Umsetzung des Zugangs zu Gerichten diskutiert, zu einem offiziellen Entwurf kam es jedoch 

nicht. 

Für die Ebene der EU-Institutionen wurde 2006 eine Verordnung zur Umsetzung der Konvention 

erlassen.
17

 

Während die dritte Säule daher auf Unionsebene nach wie vor auf eine Umsetzung wartet und dem-

entsprechend auch einige Mitgliedstaaten nicht, oder nicht ausreichend aktiv waren und sind, gibt es 

mittlerweile mehrere Urteile europäischer Gerichte zur Anwendung des Art. 9 Abs. 3 der Konventi-

on.
18

 Mit Spannung erwartet wird in dem Zusammenhang auch die Entscheidung des EuGH zur 

Vorlage des VwGH im Fall des Kraftwerkes Tumpen-Habichen
19

. 

Details zur Umsetzung durch die EU, sowie zur Auswirkung der EuGH Rechtsprechung finden sich 

in den folgenden Vorträgen. 

 

Bereits 2004 kam es zu Novellen des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes (UVP)
20

 und des 

Umweltinformationsgesetzes (UIG)
21

 zur Umsetzung der Aarhus-Konvention. Auch die Gewerbe-

                                                      
12  2005/370/EC: Council Decision of 17 February 2005 on the conclusion, on behalf of the European Community, of 

the Convention on access to information, public participation in decision-making and access to justice in environ-

mental matters. 

13  BGBl III 2005/88. 

14  RL 2003/4/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2003 über den Zugang der Öffent-

lichkeit zu Umweltinformationen und zur Aufhebung der RL 90/313/EWG des Rates, ABl L 2003/41, 26. 

15  RL 2003/35/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Mai 2003 über die Beteiligung der Öffent-

lichkeit bei der Ausarbeitung bestimmter umweltbezogener Pläne und Programme und zur Änderung der RL 

85/337/EWG und 96/61/EG des Rates, ABl L 2003/156, 17. 

16  Vorschlag für eine RL des Europäischen Parlamentes und des Rates über den Zugang zu Gerichten in Umwelt-

angelegenheiten, KOM 2003/624. 

17  VO (EG) Nr. 1367/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. September 2006 über die Anwen-

dung der Bestimmungen des Übereinkommens von Århus über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeits-

beteiligung an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten auf Organe und 

Einrichtungen der Gemeinschaft, ABl L 2006/264, 13. 

18  EuGH C-240/09, EuGH C-404/12, EuGH C-401/12, EuG T-338/08, EuG T-37/04. 

19  Ra 2015/07/0055 (EU 2015/0008) vom 26. November 2015, C-664/15. 

20  BGBl. I Nr. 153/2004. 

21  BGBl. I Nr. 6/2005. 



ordnung und das AWG wurden angepasst, um bei IPPC Verfahren Umweltorganisationen einzubin-

den. 

Dabei wurden die ersten beiden Säulen der Aarhus-Konvention umgesetzt, die dritte Säule jedoch 

nur teilweise durch Rechtsschutz für Beteiligte in den Folgeverfahren von IPPC, UVP und UIG-

Verfahren. Anderweitige Rechtsdurchsetzung im Umweltrecht nach Art. 9 Abs. 3 der Konvention 

erfolgte in Österreich nicht. 

ÖKOBÜRO brachte schließlich 2010 beim ACCC eine Beschwerde gegen Österreich ein, um die 

fehlende Umsetzung von Art. 9 Abs. 3 der Konvention zu kritisieren. Das ACCC entschied 2012 

schließlich im Sinne der Beschwerde, dass Umweltorganisationen in Österreich keinen ausreichen-

den Rechtsschutz im Umweltrecht genießen und ihnen der Zugang zu Gerichten somit in Verstoß 

gegen die Konvention genommen ist.
22

 2014 wurde die „non compliance“ von der Vertragsstaaten-

konferenz (MoP) bestätigt. 

2015 wurde der Rechtsschutz für Umweltinformationsanfragen verbessert und damit den Beschwer-

den in einem laufenden ACCC Fall zum Teil entsprochen. Im gleichen Jahr kam es auch zur Vorlage 

der Frage zur direkten Anwendung von Art. 9 Abs. 3 der Konvention im Wasserrechtsgesetz an den 

EuGH.
23

 

Die ersten Umsetzungsschritte zu Art. 9 Abs. 3 sind derzeit in Landesmaterien zu beobachten, wo 

derzeit das Land Wien einen Vorschlag zum Nachprüfungsrecht in Naturschutzverfahren präsentiert 

hat.
24

 Sollte keine ausreichende Umsetzung erfolgen, ist 2017 auf der nächsten Vertragsstaatenkon-

ferenz mit einer Verwarnung gegen Österreich zu rechnen. 

Details zur Umsetzung in Österreich finden sich in den folgenden Vorträgen. 

 

Die Zahlen zur Nutzung des Beschwerderechtes durch die Zivilgesellschaft in Österreich zeigen, 

dass der Zugang zu Gerichten nur sehr selektiv wahrgenommen wird. Dort wo die dritte Säule der 

Aarhus-Konvention umgesetzt wurde (UVP, IPPC), kommt es zur Beteiligung und seltener auch zur 

Ergreifung von Rechtsmitteln. 

 

Seit 2005 besteht das Recht von Umweltorganisationen zur Erhebung von Rechtsmitteln gegen 

UVP-Bescheide. Bis 2014 war dies die Berufung an den Unabhängigen Umweltsenat, seit der Ver-

waltungsgerichtsbarkeitsnovelle liegt dies beim Bundesverwaltungsgericht (BVwG). Seit 2005 gab 

es in Österreich 295 UVP-Verfahren, wobei in 23 Verfahren eine Beschwerde durch Umweltorgani-

sationen erhoben wurde. Das entspricht etwa 2 Rechtsmitteln pro Jahr in diesen größten Umwelt-

verfahren Österreichs.
25

 

                                                      
22  ACCC/C/2010/48. 

23  Siehe Fußnote 18 

24  MA 22 –184895/2016; zur Kritik daran: Stellungnahme ÖKOBÜRO vom 25. Juli 2016 

http://www.oekobuero.at/images/doku/oekobuero_stgn_wrnaturschutznovelle_aarhus_2016.pdf (6.9.2016). 

25  BMLFUW: 6. UVP-Bericht an den Nationalrat, https://www.bmlfuw.gv.at/dam/jcr:f39261a4-5123-4c0b-8bca-

25dac9a21a2f/6.%20UVP-Bericht%20an%20den%20NR%202015.pdf (6.9.2016). 

http://www.oekobuero.at/images/doku/oekobuero_stgn_wrnaturschutznovelle_aarhus_2016.pdf
https://www.bmlfuw.gv.at/dam/jcr:f39261a4-5123-4c0b-8bca-25dac9a21a2f/6.%20UVP-Bericht%20an%20den%20NR%202015.pdf
https://www.bmlfuw.gv.at/dam/jcr:f39261a4-5123-4c0b-8bca-25dac9a21a2f/6.%20UVP-Bericht%20an%20den%20NR%202015.pdf


Seit 2013 besteht darüber hinaus das Recht für Umweltorganisationen, gegen negative Feststel-

lungsbescheide zu berufen, bzw. zu beschweren. Bei etwa 300 Verfahren seit Einführung dieses 

Rechts erfolgten bis zum Ende der Erhebung 13 Rechtsmittel, von denen 4 erfolgreich waren. Das 

entspricht etwa 4 Rechtsmitteln pro Jahr. Ob auch das Einleiten von Feststellungsverfahren zulässig 

ist, hat derzeit der VwGH zu klären. Seit 2015 besteht dieses Recht auch für Nachbarinnen und 

Nachbarn. 

 

Seit 2005 gab es in Österreich 183 Verfahren zur Genehmigung sogenannter IPPC-Anlagen. Dabei 

wurde in nur einem einzigen Fall ein Rechtsmittel durch eine Umweltorganisation erhoben.
26

 

 

Der wesentlichste nächste Schritt zur Umsetzung der Aarhus-Konvention ist die Umsetzung des 

Zugangs zu Gerichten für Umweltorganisationen. Die derzeitige Situation mit laufenden Verfahren 

wegen nicht ausreichender Umsetzung gegen Österreich, sowie mehreren anhängigen, höchstge-

richtlichen Entscheidungen sorgt für hohe Rechtsunsicherheit für die Rechtsunterworfenen. Eine 

klare, gesetzliche Regelung mit Parteistellung
27

 für Umweltorganisationen würde Rechtssicherheit 

schaffen, Bedenken über die mangelhafte Umsetzung der Aarhus-Konvention beseitigen und die 

Öffentlichkeit, sowie den Umweltschutz entscheidend stärken. Dabei sollten Chancen und Bedenken 

offen diskutiert werden, der Blick ins Ausland, sowie auf die Erfahrungen in Österreich zeigen, dass 

die gewährten Rechte nur in Ausnahmefällen genutzt werden um die Umwelt zu schützen. 

2017 findet die nächste Vertragsstaatenkonferenz der Aarhus-Konvention statt, bis Herbst 2016 hat 

Österreich Zeit, einen Bericht zu Fortschritten der Umsetzung zu berichten. Sollte bis dahin kein 

Fortschritt zu vermelden sein, droht Österreich die Verwarnung der MoP. 

 

Die Aarhus-Konvention gibt Menschen und NGOs das Recht, die Umwelt und sich selbst zu schüt-

zen und ist ein Umweltmenschenrecht. 

Öffentlichkeitsbeteiligung und Umweltdemokratie stärken wechselseitig den Staat und die Zivilge-

sellschaft, führen zu besseren, fundierteren Entscheidungen mit mehr öffentlicher Akzeptanz und 

Legitimation. Staatliche Verantwortung und öffentliche Verwaltungsstrukturen werden gestärkt und 

haben mehr Rückhalt in ihren Entscheidungen. 

Mitsprache ermöglicht einen Interessenausgleich über strukturierte Kommunikation und hilft dabei, 

Konflikte zu vermeiden, bzw. gezielt zu lösen. Mitsprecherechte reduzieren Beschwerden und helfen 

dabei, Frieden zwischen den Beteiligten zu schaffen. 

Wie sämtliche Zahlen zeigen, geht die Zivilgesellschaft sehr behutsam mit ihren Rechten um und 

erhebt nur in absoluten Ausnahmefällen Rechtsmittel. Obwohl derzeit Rechtsschutz nur in den größ-

                                                      
26  Anfragebeantwortungen: Beteiligung der Umweltorganisationen an abfallrechtlichen IPPC-Anlagen und in UVP-

Genehmigungsverfahren (2.6.2016, 8498/AB), bzw. Beteiligung der Öffentlichkeit an Verfahren über Integrated 

Pollution Prevention and Control-Anlagen (IPPC-Anlagen) (3.6.2016, 8480/AB). 

27  Vgl. ÖKOBÜRO: Aarhus: Parteistellung http://www.oekobuero.at/images/doku/parteistellung_final.pdf (6.9.2016). 

http://www.oekobuero.at/images/doku/parteistellung_final.pdf


ten Verfahren Österreichs umgesetzt ist, kommt es nur selten zu Verfahren in der Instanz durch 

Beschwerden von Umweltorganisationen. Das Umweltinformationsgesetz als erste Säule trifft be-

reits auf breite Akzeptanz bei der Öffentlichkeit und bei Behörden und bietet eine solide Grundlage 

zur Wahrnehmung von Beteiligung in Verfahren. Umfangreicher und konventionsgerechter Rechts-

schutz für Umweltorganisationen sollte daher rasch umgesetzt werden. 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 

 

 

 



 

Univ.-Prof. Dr. Verena Madner, Wirtschaftsuniversität Wien, Öffentliches Recht, Umweltrecht  

Birgit Hollaus, LL.M. (WU), Wirtschaftsuniversität Wien, Wirtschaftsrecht 

Mit der Umweltinformationsgesetz-Novelle 2015 (UIG-Novelle 2015) sollte das österreichische Um-

weltinformationsrecht an die Vorgaben der Aarhus-Konvention bzw. des Unionsrechts (RL 

2003/4/EG) hinsichtlich des Zugangs zu Umweltinformationen und zum Rechtschutz im Bereich 

Umweltinformation angepasst werden. 

Bereits 2011 hatte das ACCC festgestellt, dass einige Elemente der österreichischen Rechtslage 

betreffend den Zugang zu Umweltinformationen nicht im Einklang mit der Aarhus-Konvention ste-

hen. Die Feststellungen des ACCC betrafen den Zugang zum Rechtsschutz und die daraus resultie-

rende Ausgestaltung des Säumnisschutzes bei Untätigkeit der betreffenden Behörde.
1
 Denn bei 

Nichterteilung oder nicht vollständiger Erteilung der gewünschten Umweltinformationen innerhalb 

der gesetzlichen Frist, war zunächst ein Informationsverweigerungsbescheid zu beantragen. Diese 

Gestaltung des Umweltinformationsrechts entsprach nach Ansicht des ACCC insb. nicht den Vorga-

ben an einen effektiven und vor allem zügigen Rechtsschutz.
2 

Diese Feststellungen des ACCC hat 

der Gesetzgeber mit der UIG-Novelle 2015 aufgegriffen. 

Durch die UIG-Novelle 2015 hat die betreffende Behörde
3
 nunmehr für den Fall, dass ein Informati-

onsbegehren abgelehnt wird, einen negativen Bescheid automatisch – und entsprechend der 

völker-
4
 und unionsrechtlichen

5
 Maximalfrist spätestens zwei Monate nach Einlangen des Informati-

onsbegehren – zu erlassen.
6
 Die UIG-Novelle 2015 hat mit dem Informationsverweigerungsbescheid 

eine Hürde für den Rechtsschutz Informationssuchender eliminiert. Es bleibt aber dennoch näher zu 

untersuchen, wie sich der Rechtsschutz – insb. auch im Fall der Säumnis der informationspflichtigen 

Stellen gestaltet. Diese Fragen sollen im Folgenden anhand von Szenarien veranschaulicht werden. 

                                                      
1  ACCC/C/2010/48, para 57 ff. 

2  Art. 9 Abs. 1 und 4 Aarhus-Konvention. 

3  In den Ausführungen wird in der Folge der Begriff der Behörde verwendet, denn die informationspflichtige Stelle 

iSd UIG ist oftmals nicht zu einer solchen Bescheiderlassung berechtigt. Der österreichische Rechtsschutz knüpft 

aber primär an dieser Bescheiderlassung an. Die Probleme, die sich aus einem Auseinanderfallen zwischen in-

formationspflichtiger Stelle und Bescheid erlassender Stelle ergeben, werden unten dargestellt, 2.4. 

4  Art. 4 Abs. 7 Aarhus-Konvention. 

5  Art. 4 Abs. 5 RL 2003/4/EG. 

6  § 8 Abs. 1 UIG – vgl. dazu näher auch das Kurzgutachten im Auftrag der Bundesarbeitskammer aus Anlass des 

Entwurfs für ein Bundesgesetz mit dem das Umweltinformationsgesetz geändert wird (120/ME, XXV.GP) 

(im Anhang abgedruckt) – https://wien.arbeiterkammer.at/service/stellungnahmen/umwelt/UIG_Novelle_2015.html 

https://wien.arbeiterkammer.at/service/stellungnahmen/umwelt/UIG_Novelle_2015.html


 

Erteilt die betreffende Behörde die Information nicht und erlässt innerhalb der vorgesehenen zwei 

Monate ab Einlangen des Informationsbegehrens keinen negativen Bescheid, steht dem Informati-

onssuchenden eine Säumnisbeschwerde gem. Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG an das LVwG offen. 

Ergebnis des Rechtsschutzweges über die Säumnisbeschwerde ist also im besten Fall ein nega-

tiver Bescheid, mit dem das Informationsbegehren abgelehnt wird und dessen mögliche Rechtswid-

rigkeit sodann im Rechtsschutzweg bekämpft werden kann; nicht erreichbar ist jedoch die Erteilung 

der begehrten Information. Letztlich folgen wie bisher im worst case zwei oft langwierige Recht-

schutzverfahren aufeinander, gerade weil die Behörde eine weiter Möglichkeit zur Bescheidnachho-

lung bekommt gerade und das VwG selbst bei nicht Nachholung eine weitere Frist gewähren kann. 

Verkürzt wurde das Rechtsschutzverfahren nur insofern, als dass der Behörde nun eine klare Frist 

zur Bescheiderlassung von zwei Monaten gesetzt wurde, nach deren Ablauf eine Säumnisbe-

schwerde möglich ist. 

Ein anderer Lösungsweg als der umgesetzte wäre die sog Verhaltensbeschwerde gem. 

Art. 130 Abs. 2 Z 1 B-VG:
7
 Das B-VG ermächtigt hier den einfachen Gesetzgeber dazu, für Handeln 

der Verwaltungsbehörden, das nicht zu den „vertypten“ Rechtsatzformen zählt (schlichtes Hoheits-

verwaltung), die Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte vorzusehen.
8
 Die Inaktivität oder das Unter-

lassen einer Behörde – hier also das Nichterteilen einer Information – kann grundsätzlich als Verhal-

ten einer Behörde verstanden werden und folglich Beschwerdegegenstand vor dem VwG sein.
9
 

In Gegenüberstellung mit der Bescheidbeschwerde wäre Ergebnis auch dieses Rechtschutzwe-

ges aber ebenso wenig die Erteilung der begehrten Information durch das VwG, er würde aber eine 

effizientere Lösung bringen: Das VwG hätte die Rechtswidrigkeit des Verhaltens der informations-

pflichtigen Stelle und die Verpflichtung zum Tätig werden – zur Herausgabe der Informationen – 

feststellen können. Diese Lösung hätte den Wegfall des Bescheiderfordernisses notwendig ge-

macht, was jedenfalls möglich gewesen wäre: Aarhus-Konvention („A refusal of a request shall be in 

writing“)
10

 und Unionsrecht („Die Weigerung, […] ist dem Antragsteller in Schriftform […] mitzutei-

len“)
11

 fordern lediglich Schriftform, eine schlichte Mitteilung wäre also ausreichend (gewesen). 

Der österreichische Gesetzgeber hat sich in § 8 UIG allerdings dezidiert für die Bescheidkonstrukti-

on und den darauf gerichtet Rechtsschutz mittels der Bescheidbeschwerde entschieden, weshalb 

die Anwendung der Verhaltensbeschwerde ausgeschlossen ist. 

                                                      
7  Dieser Lösungsweg wurde bereits in der Verwaltungsgerichtsbarkeits-Novelle 2012 für das UIG angedacht, letzt-

lich jedoch verworfen. Der Gesetzgeber verortete eine Rechtsschutzlücke dadurch, dass nicht allen informations-

pflichtige Stellen eine „Verwaltungsbehörde“ ieS seien. ErläutRV 2290 BlgNR 24. GP, 2. Siehe dazu sogleich im 

Text. 

8  Holoubek, Die Verhaltensbeschwerde, in Holoubek/Lang (Hrsg.), Das Verfahren vor dem Bundesverwaltungsge-

richt und dem Bundesfinanzgericht (2014) 113 (120 ff). 

9  Grabenwarter/Fister, Verwaltungsverfahrensrecht und Verwaltungsgerichtsbarkeit (2016)5 228; Hauer, Beschwer-

degegenstand in Verfahren vor den Landesverwaltungsgerichten, dem Bundesverwaltungsgericht und dem 

VwGH, in Fischer/Pabel/Raschauer (Hrsg.), Handbuch Verwaltungsgerichtsbarkeit (2014) 353 Rz 32. 

10  Art. 4 Abs. 7 Aarhus-Konvention. 

11  Art. 4 Abs. 5 RL 2003/4/EG. 



 

Gegen den negativen Bescheid ist im UIG eine Bescheidbeschwerde grundsätzlich an das LVwG 

vorgesehen.
12

 Das Rechtsschutzziel einer solchen Bescheidbeschwerde ist eine anders lautende 

Entscheidung in der Sache
13

 oder die Aufhebung des Bescheides und Zurückverweisung an die 

Behörde zur neuerlichen Entscheidung. Die Entscheidung in der Sache hat dabei den Regelfall zu 

bilden.
14

 

Ergebnis des Rechtschutzweges über die Bescheidbeschwerde ist die Bestätigung oder die Auf-

hebung des die Informationserteilung ablehnenden Bescheides, nicht aber die Erteilung der Informa-

tion. Das mag für den Informationssuchenden unbefriedigend, sein, ist aber weder von der Aarhus-

Konvention
15

 noch dem Unionsrecht
16

 verlangt. Das VwG kann aber in den Folgenbeseitigungsaus-

spruch
17

 die Weisung zur Herausausgabe der Informationen ausnehmen.
18

 Dazu ist es aber nicht 

verpflichtet. 

 

Hebt das VwG im Wege einer Bescheidbeschwerde nach dem UIG den rechtswidrig ergangenen 

negativen Bescheid auf und spricht das VwG im Spruch aus, dass die begehrte Information heraus-

zugeben ist, ist die Bescheid erlassende Behörde – als Teil der Folgenbeseitigungspflicht – ver-

pflichtet, unverzüglich den der Rechtsanschauung des VwG entsprechenden Rechtszustand herzu-

stellen.
19

 Probleme treten dort auf, wo die Bescheid erlassende Behörde dieser Pflicht dennoch 

nicht nachkommt. Beispiele aus der Praxis
20

 zeugen davon, dass diese Fälle keine Seltenheit sind, 

                                                      
12  § 8 Abs. 4 UIG. Über Beschwerden in Rechtssachen in den Angelegenheiten der unmittelbaren Bundesverwaltung 

erkennt das BVwG. 

13  Diese Entscheidung in der Sache erfasst auch die ersatzlose Behebung des angefochtenen Bescheids in Form 

eines Erkenntnisses, Fuchs, in Fister/Fuchs/Sachs (Hrsg.), Das neue Verwaltungsgerichtsverfahren (2013) 

§ 28 VwGVG, Rz 17. 

14  VwGH 17.12.2014, Ro 2014/03/066; 27.1.2015, Ra 2014/22/0087. 

15  Art. 9 Abs. 1 Aarhus-Konvention. 

16  Art. 6 Abs. 1 RL 2003/4/EG. 

17  Hauer, Gerichtsbarkeit des öffentlichen Rechts (2014)³ Rz 205. 

18  Siehe zur Verpflichtungsklage, die die ähnlich gelagerte Rechtsschutzlücke bei Informationsbegehren gegen 

Unionsorgane schließen soll, Wegener, Aktuelle Fragen der Umweltinformationsfreiheit, NVwZ 2015, 605 (616). 

19  § 28 Abs. 3 bis 5 VwGVG. 

20  ÖKOBÜRO (Hrsg.), Verzögerungen bei der Herausgabe von Umweltinformationen, Dokumentnachreichung zu EU 

PILOT 4613/13/ENVI (2014). 



weshalb im Gesetzgebungsprozess sowohl die Umsetzung von Zwangsgeldern
21

 als auch die „Exe-

kution“
22

 von Entscheidungen des VwG in Angelegenheiten des UIG gefordert wurde. 

Die Vollstreckung von Erkenntnissen der VwG erfolgt nach dem VVG und obliegt den Bezirksver-

waltungsbehörden;
23

 sie zielt auf die Herstellung des im Erkenntnis des VwG geforderten Zustandes 

mit behördlichem Zwang ab.
24

 

Ergebnis der Vollstreckung nach dem VVG ist – sofern die Bescheid erlassende Behörde der 

Verpflichtung nach Androhung des Zwangsmittels nachkommt – der Erhalt der begehrten Informati-

on. Voraussetzung dafür ist aber jedenfalls, dass das VwG in seinem Erkenntnis die informations-

pflichtige Stelle und die Leistung ausreichend bezeichnet.
25

 Kommt die informationspflichtige Stelle 

der Verpflichtung nicht nach, wird durch das Zwangsmittel nur eine Geldleistung erbracht, nicht je-

doch die begehrte Information übermittelt. Handelt es sich bei der informationspflichtigen Stelle 

überdies um eine Gebietskörperschaft, geht die Vollstreckung mangels verfügbarem Zwangsmittel 

ins Leere. 

Angesichts der Untätigkeit der Bescheid erlassenden Behörde nach Feststellung der Mitteilungs-

pflicht wäre auch
26

 an die Geltendmachung eines Amtshaftungsanspruchs zu denken. Der Amts-

haftungsanspruch beschränkt sich allerdings auf den Ersatz von Schäden am Vermögen, an der 

Person und an der Freiheit.
27

 Ein solcher Schaden wird durch die ausbleibende Informationsheraus-

gabe wohl nicht nachzuweisen sein. Der Amtshaftungsanspruch greift also letztlich nicht. 

 

Das UIG erstreckt die Informationspflicht in Anpassung an die unionsrechtlichen Vorgaben zum 

Behördenbegriff
28

 auch auf Stellen, die keine Behörden ieS sind, die aber unter der Kontrolle einer 

Behörde stehen und öffentliche Aufgaben ausüben
29

 sowie Stellen, denen Aufgaben der öffentlichen 
                                                      
21  Der Grüne Klub im Parlament, Stellungnahme zum Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Umweltinformati-

onsgesetz (UIG) geändert wird (UIG-Novelle), BMLFUW-UW.1.4.1/0041-I/1/2014, vom 18. Mai 2015, abrufbar un-

ter https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/SNME/SNME_03773/imfname_414845.pdf 

22  Ökobüro, Stellungnahme zum Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Umweltinformationsgesetz geändert 

wird vom 12. Mai 2015, abrufbar unter  

https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/SNME/SNME_03755/imfname_413527.pdf 

23  § 1 Abs. 1 Z 3 VVG. 

24  Hengstschläger/Leeb, Verwaltungsverfahrensrecht (2014)5 507 Rz 972. 

25  Die ausreichende Bestimmtheit der Leistung verlangt die Umschreibung des Verpflichteten, der Leistung sowie 

allenfalls Zeit und Ort ihrer Erbringung und ein allfälliger Anspruchsberechtigter in einer Weise, dass ohne weitere 

Ermittlungen über die geschuldete Leistung sogleich eine Vollstreckungsverfügung erlassen werden kann. Thie-

nel/Schulev-Steindl, Verwaltungsverfahrensrecht (2009)5 554. 

26  Ob im Falle der Missachtung einer solchen Leistungspflicht auch andere Sanktionen gegen den Betroffenen ge-

setzt werden können (z.B. Verwaltungsstrafen), richtet sich nach den Verwaltungsvorschriften, Thienel/Schulev-

Steindl, Verwaltungsverfahrensrecht (2009)5 558. 

27  § 1 Abs. 1 AHG. 

28  Art. 2 Abs. 2 RL 2003/4/EG. Ennöckl/Maitz, UIG. Umweltinformationsgesetz (2010)2 § 3 Z 1 ff. 

29  Private Unternehmen, die im Zuge einer Aufgabenprivatisierung ehemals durch die Staat wahrgenommene Auf-

gaben besorgt werden, auf die der Staat keinen Einfluss hat, können deshalb nicht informationspflichtige Stellen 

sein. 

https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/SNME/SNME_03773/imfname_414845.pdf
https://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXV/SNME/SNME_03755/imfname_413527.pdf


Verwaltung per Gesetz übertragen wurden („informationspflichtige Stelle“).
30

 Ein Beispiel für eine 

solche informationspflichtige Stelle ist die Autobahnen- und Schnellstraßen-Finanzierungs-

Aktiengesellschaft (ASFINAG) als ausgegliederte Rechtsträgerin im 100 %igen Eigentum des Bun-

des.
31, 32

 Solche informationspflichtigen Stellen können zwar die begehrten Informationen erteilen, 

mangels Behördenqualität aber keinen negativen Bescheid im Ablehnungsfall erlassen. Für diese 

Fälle sieht das UIG vor, dass das Informationsbegehren von der für die Führung der sachlichen 

Aufsicht zuständige Stelle bzw. der BVB zu erledigen ist.
33

 Für den Fall der ASFINAG wäre hier in 

der Bundesstraßenplanung der BMVIT zur Erlassung des negativen Bescheides zuständig.
34

 In 

solchen Konstellationen fällt also die informationspflichtige Stelle und die Bescheid erlassende Stelle 

auseinander. Da der Bescheid allerdings Ausgangspunkt für den Rechtsschutz ist, ist folglich auch 

ein Erkenntnis des VwG an die Bescheid erlassende Stelle gerichtet, auch wenn diese faktisch nicht 

unmittelbar über die begehrten Informationen verfügt. Dort, wo Aufgaben ohne Beleihung auf sog 

ausgegliederte Rechtsträger, wie bspw. die ASFINAG,
35

 übertragen werden, besteht durch die 

Wahrnehmung der Anteilsrechte (gesellschaftsrechtlich) zwar grundsätzlich die Möglichkeit, die 

informationspflichtige Stelle zur Herausgabe der Informationen zu verpflichten.
36

 

Auch die Vollstreckung des VwG-Erkenntnisses, mit dem die Bescheid erlassende Behörde ver-

pflichtet wird, mangels Zwangsmittel gegen eine Gebietskörperschaft, ins Leere.
37

 

Als letztes zur Verfügung stehendes Mittel kann in solchen Situationen eine Beschwerde an die 

Volksanwaltschaft angedacht werden. Auch über diesen Weg kann allerdings nur das Verhalten 

der Bescheid erlassenden Behörde überprüft werden, denn die privatrechtsförmige Betätigung aus-

gegliederter Rechtsträger, also bspw. die ASFINAG, gilt nicht als „Verwaltung des Bundes“ iSd 

Art. 148a Abs. 1 B-VG und ist daher von der Zuständigkeit der Volksanwaltschaft nicht umfasst.
38

 

Zusammenfassend kann vor dem Hintergrund der Aarhus-Konvention gesagt werden: 

 Art. 4 Abs. 2 und 7 Aarhus-Konvention verlangt, dass dem Informationssuchenden spätestens 

nach zwei Monaten entweder die Information erteilt wird, oder ihm schriftlich mitgeteilt wird, wa-

rum das Informationsbegehren abgelehnt wird. Mit der gesetzlich determinierten Frist von zwei 

Monaten, innerhalb derer auch der negative Bescheid zu erlassen ist, wurde dieser Anforderung 

Rechnung getragen. 

                                                      
30  § 3 UIG. 

31  § 3 Abs. 1 Z 3 UIG. 

32  Verwaltet werden die Anteilsrechte vom BMVIT, § 2 iVm Anlage 2, Teil 2 L Z 5 BundesministerienG. 

33  § 8 Abs. 3 UIG. In ihrer Stellungnahme zum Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das UIG geändert wird, 

BMLFUW-UW.1.4.1/0041-I/1/2014, vom 15. Mai 2015, 3 f argumentierte der Grüne Klub im Parlament, dass eine 

Beleihung der informationspflichtigen Stelle für die Aufgabe der Bescheiderlassung aus Rechtsschutzsicht zu be-

vorzugen wäre. 

34  § 7 Abs. 2 Bundesstraßengesetz 1971. 

35  Für die Erlassung eines Bescheides in Angelegenheiten ist UIG ist die ASFINAG gerade nicht beliehen worden. 

36  Eine entsprechende, vom Aktienrecht abweichende sondergesellschaftsrechtliche Regelung ist im Fall der ASFI-

NAG soweit ersichtlich nicht erfolgt. 

37  Siehe oben, 2.3. 

38  Frank/Chvosta, Einführung in das öffentliche Recht unter Berücksichtigung des Unionsrechts. Skriptum für die 

modulare Grundausbildung der Verwendungsgruppen A1 und A2 sowie der Entlohnungsgruppen v1 und v2 (2014) 

82. 



 Art. 9 Abs. 1 Aarhus-Konvention verlangt, dass im nationalen Recht die Möglichkeit besteht, die 

Nichtbehandlung oder – vermeintlich rechtswidrige – Behandlung des Informationsersuchens 

überprüfen zu lassen. Auch hier besteht grundsätzlich mit der Säumnisbeschwerde und der Be-

scheidbeschwerde eine solche Möglichkeit im österreichischen Recht. Gerade bei der Säumnis-

beschwerde stellt sich berechtigterweise die Frage, ob hier durch die mehrmaligen Fristen, die 

der Behörde zur Nachholung ihres Bescheides gesetzt werden, den Anforderungen an einen ef-

fektiven und zügigen Rechtsschutz
39

 entsprochen wird. 

 Art. 9 Abs. 1 Aarhus-Konvention sieht vor, dass die endgültige Entscheidung in diesem Überprü-

fungsverfahren für die in Anspruch genommene Behörde verpflichtend sein soll. Dies indiziert, 

dass mit einer Entscheidung, die das Bestehen des Informationsanspruchs bestätigt, oder das 

rechtswidrige Handeln der betreffenden Behörde feststellt, auch das Informationsbegehren 

durchgesetzt werden kann. Die Ausführungen haben gezeigt, dass im österreichischen System 

die Durchsetzung des bindenden VwG-Erkenntnisses nicht nur aber gerade bei Auseinanderfal-

len der Bescheid erlassende und der informationspflichtigen Stelle einige Schwierigkeiten auf-

wirft. Hier bestehen unzweifelhaft Lücken im österreichischen System, die auch die UIG-Novelle 

2015 nicht zu schließen vermochte. 

 

                                                      
39  Art. 9 Abs. 1 und 4 Aarhus-Konvention. 



 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 
 



 

Dr.in Bettina Bachl, Johannes Kepler Universität Linz, Institut für Staatsrecht 

 

Beteiligung der Öffentlichkeit in Umweltverfahren – manche fordern mehr davon, andere weniger. 

Abgesehen von damit einhergehenden faktischen Problemen gestaltet sich die rechtliche Situation 

aufgrund des Zusammenspiels von völker- und unionsrechtlichen Vorgaben, deren teilweise schwie-

riger Kompatibilität mit Bestimmungen des nationalen Rechts und ein in diesem Bereich in letzter 

Zeit außerordentlich aktiver EuGH als äußerst komplex. 

Fakt ist, dass in den vergangenen Jahrzehnten das Umweltbewusstsein der Bevölkerung stetig ge-

wachsen ist. In Anbetracht der Tatsache, dass die Natur selbst keine Stimme hat, ist es vielen Bür-

gern ein Anliegen, die Interessen der Umwelt und somit indirekt bzw. direkt auch ihre eigenen zu 

vertreten.
1
 Die Schaffung eines entsprechenden rechtlichen Rahmens für die Einbindung der 

Öffentlichkeit und deren Mitwirkung an umweltrelevanten Entscheidungen ist daher nun schon län-

ger Thema.
2
 

Die im Fokus dieses Beitrags stehende Aarhus-Konvention
3
 ist in diesem Bereich zweifelsfrei als 

Meilenstein auf internationaler Ebene anzusehen. Ihre zweite Säule befasst sich mit der Öffentlich-

keitsbeteiligung an gewissen umweltrelevanten Entscheidungsprozessen. Erstaunlicherweise dürfte 

es gerade in diesem Punkt international gesehen noch großen Diskussionsbedarf geben: So betra-

fen bislang (Stand: Jänner 2014) die mit großem Abstand meisten beim ACCC
4
 eingelangten Vor-

würfe einer Non-Compliance nicht etwa Fragen des Gerichtszugangs, sondern die Vereinbarkeit 

nationaler Vorschriften und Vorgänge mit der zweiten Säule der Aarhus-Konvention.
5
 

                                                      
1  Insb. bei im medialen Fokus stehenden Vorhaben ist das Beteiligungsbedürfnis der Öffentlichkeit besonders aus-

geprägt und eine Abwicklung ohne ihre Einbeziehung in weiten Bereichen des Umweltrechts nicht (mehr) denkbar. 

So bspw. bei großen Infrastrukturprojekten (z.B. Stuttgart '21, 380-kV-Salzburgleitung etc.), aber auch bei kleine-

ren, regionalen Vorhaben mit gesteigertem Medieninteresse (z.B. Neugestaltung der Mariahilfer Straße). 

2  Seit den frühen 1980er Jahren weisen immer mehr (internationale) Leitpapiere, Dokumente und Vereinbarungen 

Aspekte der Öffentlichkeitsbeteiligung im Umweltbereich auf. Vgl. für viele Abs. 23 UN World Charter for Nature 

(Weltcharta für die Natur aus 1982; Beschluss A/RES/37/7); oder das UNECE Übereinkommen von Espoo über 

die Umweltverträglichkeitsprüfung im grenzüberschreitenden Rahmen (1991; BGBl III 1997/201). 

3  Übereinkommen über den Zugang zu Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und 

den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten, BGBl III 2005/88. 

4  Beim ACCC handelt es sich um das gem. Art. 15 Aarhus-Konvention bzw. der Decision I/7 (Decision I/7 on review 

of compliance vom 2.4.2004, ECE/MP.PP/2/Add.8) eingerichtete, zentrale Organ zur Überprüfung der Vertrags-

parteien bezüglich der Erfüllung ihrer Konventionsverpflichtungen. 

5  Vgl. dazu die Grafik auf der offiziellen UNECE Homepage http://www.unece.org/index.php?id=35292 (10.6.2016). 

http://www.unece.org/index.php?id=35292


Ganz allgemein bedeutet Öffentlichkeitsbeteiligung
6
 „die Möglichkeit aller betroffenen und bzw. oder 

interessierten Personen, ihre Interessen oder Anliegen bei der Entwicklung von Plänen, Program-

men, Politiken oder Rechtsakten zu vertreten bzw. vorzubringen.“
7
 Verschiedene Akteure (einzelne 

Bürger, Bürgerinitiativen, Vertreter von Interessensgruppen
8
 etc.) werden in einen Entscheidungs-

prozess eingebunden, um ihre Interessen bzw. Anliegen vorbringen zu können.  

Natürlich gibt es nicht DIE Öffentlichkeitsbeteiligung schlechthin. Wird über die Beteiligung der Öf-

fentlichkeit an einem bestimmten Prozess diskutiert, muss – unter Berücksichtigung der jeweils kon-

kret vorliegenden Parameter
9
 – eine Antwort auf folgende Fragen gefunden werden: 

 Wozu? (Sinn/Funktion) 

  Wobei/Woran? (Gegenstand, Sachbereiche) 

  Wer? (Akteure) 

  Wann? (Zeitpunkt) 

  Wie? (Formen) 

Je nach getroffener Auswahl können sich sehr unterschiedlich ausgestaltete Partizipationsprozesse 

ergeben. Im Fokus des vorliegenden Beitrags steht jedoch weniger die Frage, welche verschiede-

nen „Spielarten“ der Öffentlichkeitsbeteiligung im Allgemeinen möglich/denkbar sind. Vielmehr soll 

der spezielleren Frage nachgegangen werden: „Welches Ausmaß der Öffentlichkeitsbeteiligung ist 

zwingend – weil rechtlich vorgegeben – in Umweltverfahren einzuhalten?“ Wie hat Österreich die 

Vorgaben der Konvention hinsichtlich der unterschiedlichen Sachbereiche umgesetzt bzw. wo be-

stehen noch offene Punkte? 

 

 

Die Konvention misst der Einbindung der Öffentlichkeit in staatlichen Entscheidungsprozessen mit 

Umweltrechtsbezug große Bedeutung bei. Ziel und Zweck der Art. 6, 7 und 8 ist es, durch die Er-

öffnung eines informierten, öffentlichen Diskurses über Umweltauswirkungen von Entscheidungen 

und ein transparentes Verfahren die Entscheidungsqualität und -akzeptanz zu verbessern. Öffent-

lichkeitsbeteiligung soll zur demokratischen Legitimation und Rechtmäßigkeit von Entscheidungen 

                                                      
6  Öffentlichkeitsbeteiligung wird oftmals als Synonym für Bürgerbeteiligung verwendet. Aber tatsächlich ist „Öffent-

lichkeitsbeteiligung“ der weitere Begriff. Vgl. Arbter u.a., in ÖGUT/BMLFUW (Hrsg.) Das Handbuch Öffentlich-

keitsbeteiligung (2005) ÖGUT-NEWS I/2005, 6, welche eine Differenzierung zwischen Öffentlichkeitsbeteiligung 

und Bürgerbeteiligung (= Beteiligung von Bürger als Einzelpersonen oder Bürgerinitiativen an einem Vorhaben, 

um ihre Interessen als Privatperson oder als Gruppe von Privatpersonen einzubringen) vornehmen. 

7  Arbter, in BMLFUW (Hrsg.), Praxisleitfaden zu den Standards der Öffentlichkeitsbeteiligung (2011) 133; Die Stan-

dards der Öffentlichkeitsbeteiligung wurden von einer interministeriellen Arbeitsgruppe unter Beteiligung von Inte-

ressensvertretungen, NGOs und externen Fachexperten im Rahmen eines Projektes im Auftrag des Bundeskanz-

leramtes und des Lebensministeriums erarbeitet und vom Ministerrat am 2. Juli 2008 beschlossen. Hinweis: auch 

online erhältlich unter http://partizipation.at/standards_oeb.html (10.6.2016); für weitere Handbücher/Leitfäden 

siehe http://partizipation.at/handbuecher_leitfaeden.html (10.6.2016). 

8  Diese InteressenvertreterInnen werden als „organisierte Öffentlichkeit“ bezeichnet. 

9  Dabei zu beachtende Parameter sind z.B. Gegenstand, Reichweite, Anzahl der möglicherweise Betroffenen. 

http://partizipation.at/standards_oeb.html
http://partizipation.at/handbuecher_leitfaeden.html


beitragen, und somit effizienz- (durch gesteigerte Akzeptanz) sowie qualitätssteigernd wirken. Spä-

tere Entscheidungen können darauf aufbauen und sind so besser vorbereitet und abgesichert.
10

 

Eine „richtig“ durchgeführte Öffentlichkeitsbeteiligung kann somit für alle Beteiligten positive Effekte 

aufweisen und erfüllt zusammengefasst folgende Funktionen: 

 Informationsfunktion (Essentiell für Meinungsaustausch; Vorbeugung von Unmut und Miss-

verständnissen; Info für Behörden – „Doppelfunktionalität“)
11

 

 Integrationsfunktion (Erhöhung der Akzeptanz, Identifikation und Zufriedenheit mit der Ent-

scheidung bzw. deren Legitimation)
12

 

 Demokratische Funktion („Kontrollfunktion“) (durch direktdemokratische Elemente Siche-

rung der Transparenz bzw. Qualität der Entscheidung)
13

 

 Rechtsschutzfunktion (frühe Abklärung der Standpunkte; Gewährleistung der objektiven Rich-

tigkeit der Sachentscheidung)
14

 

Dennoch darf die Öffentlichkeitsbeteiligung auch nicht als Wundermittel gesehen werden. Keines-

falls soll eine Beteiligung der Öffentlichkeit zu einer Enthebung der Entscheidungsträger aus ihrer 

Verantwortung führen. Darüber hinaus bestehen weitere Grenzen. So ist Öffentlichkeitsbeteiligung 

vor allem wenig sinnvoll, wenn – aus welchen Gründen auch immer – keine Bereitschaft der Öffent-

lichkeit besteht, sich daran zu beteiligen, oder ohnedies kein Diskussions-, Handlungs- bzw. Umset-

zungsspielraum besteht. 

 

Regelungsbereiche der Aarhus-Konvention 

Die dem Thema „Öffentlichkeitsbeteiligung in Umweltverfahren“ gewidmete zweite Säule kann nach 

ihren Art. 6, 7 und 8 inhaltlich wiederum in drei Bereiche unterteilt werden, welche jeweils an unter-

                                                      
10  Öffentlichkeitsbeteiligung kann friedensstiftende Funktion haben und zu einer verstärkten Identifikation der Öffent-

lichkeit mit der Entscheidung führen, wodurch auch deren Zufriedenheit mit dem Ergebnis erhöht werden kann. 

11  Diese Funktion ist von grundlegender Bedeutung. Nur wenn die Öffentlichkeit von gewissen Vorhaben und der 

Möglichkeit der Beteiligung daran informiert wird, ist es ihr möglich, sich aktiv zu beteiligen (siehe so schon ErwGr 

12 Aarhus-Konvention). Oftmals kann schon alleine die vorherige Information späteren Unmut und Missverständ-

nisse der Beteiligten vorbeugen. Umgekehrt kann auch die Öffentlichkeit selbst die Quelle der Information für Be-

hörden und politische Entscheidungsträger darstellen (siehe ErwGr 16 Aarhus-Konvention sowie Ebbesson u.a. in 

UNECE, Implementation Guide2 (2013) 115; SA GA Kokott 13.11.2014, C-570/13 (Gruber) Rz 50, wonach die Öf-

fentlichkeitsbeteiligung (insb. die in der ÖB-RL vorgesehenen Beteiligungsrechte) hilft, die Entscheidungsgrundla-

ge und ihre Begründung zu verbessern. 

12  Siehe ErwGr 9 und 14 Aarhus-Konvention; Diesen Effekt auch in der Praxis nachweisend 

Klaffl/Bergthaler/Niederhuber in Umweltbundesamt, Evaluation der UVP (2006) 66, wonach rund die Hälfte der 

Befragten eine klare Akzeptanzsteigerung bestätigten und nur und 10 % dies klar verneinten. 

13  Beteiligung ist ein Kernelement jeder Demokratie und ergänzt repräsentativ-demokratische Elemente mit dem Ziel, 

die Qualität und Umsetzung von Entscheidungen zu verbessern und diese zu legitimieren (siehe ErwGr 9 und 21 

Aarhus-Konvention). 

14  Durch (rechtzeitige) Beteiligung wird die Möglichkeit geschaffen, schon früh die jeweiligen Standpunkte und 

Rechtspositionen zu klären und bspw. nicht erst nach einem abgeschlossenen Genehmigungsverfahren (IdS 

schon sehr früh BVerfG Beschluss vom 20.12.1979 – 1 BvR 385/77, Rz 56). Durch die Öffentlichkeitsbeteiligung 

sollen nicht nur Individualinteressen geschützt werden, sondern auch die inhaltliche Richtigkeit der Sachentschei-

dung gewährleistet und so das objektive Recht durchgesetzt werden (so auch ErwGr 18 der Aarhus-Konvention). 



schiedliche Verfahren anknüpfen und auch folglich unterschiedliche Anforderungen an die dabei zu 

gewährende Öffentlichkeitsbeteiligung stellen: 

 Art. 6 Aarhus-Konvention normiert den Mitwirkungsmechanismus, der bei Entscheidungen 

über die in Anhang I der Aarhus-Konvention angeführten Vorhaben (lit a) sowie gegebenenfalls 

auch bei weiteren, mit möglicherweisen erheblichen Umweltauswirkungen verbundenen Tätig-

keiten (lit b; „Ausführungsvorbehalt der VP“) vorzusehen ist.
15

 

 Des Weiteren regelt die zweite Säule die Beteiligung der Öffentlichkeit an Verfahren zur Erstel-

lung umweltbezogener Pläne
16

, Programme und Politiken (Art. 7 Aarhus-Konvention) und  

 verlangt die Förderung einer effektive Öffentlichkeitsbeteiligung während der Vorbereitung all-

gemeiner rechtsverbindlicher Bestimmungen,
17

 welche erhebliche Auswirkungen auf die Um-

welt haben können (Art. 8 Aarhus-Konvention). 

Die Öffentlichkeit soll in den unterschiedlichsten Bereichen (z.B. in Bereichen der Wasserwirtschaft, 

Verkehr und Mobilität, Abfallwirtschaft etc.) beteiligt werden. Die Konvention beschränkt sich hierbei 

aber nicht darauf, eine Beteiligungsmöglichkeit nur bei individuellen Projekten (Erlassung individuell-

konkreter Verwaltungsakte) vorzusehen. Öffentlichkeitsbeteiligung im Umweltbereich soll vielmehr 

bereits auf höchster Entscheidungsebene, der Ebene der Politiken – etwa bei der Erarbeitung von 

Strategien, Leitbildern, strategischen Konzepten – und der generellen Rechtsakte, also bei Geset-

zen und Verordnungen, sowie eine Ebene darunter, bei der Ausarbeitung von Plänen und Pro-

grammen, ermöglicht werden. 

Umsetzungsakte 

Die Anpassung des Umweltrechts der Union, die (neben sämtlichen Mitgliedstaaten, in der Folge 

kurz: MGS) selbst Vertragspartei der Aarhus-Konvention ist, erfolgt(e) (insb. im Hinblick auf die 

Ebene der MGS
18

) überwiegend durch die Erlassung von Richtlinien; im Bereich der zweiten Säule 

insb. durch die ÖB-RL 2003/35/EG
19

, welche Änderungen in der UVP-RL bzw. IPPC-RL mit sich 

brachte. Aber auch andere Richtlinien (wie z.B. die SUP-RL und die Wasserrahmen-RL) sehen Be-

teiligungsmöglichkeiten der Öffentlichkeit bei umweltrelevanten Entscheidungen vor. Folglich entfal-

tet die Aarhus-Konvention in vielen Bereichen auch mediatisiert durch die als Sekundärrecht für die 

                                                      
15  Hinweis: Gem. Art. 6 Abs. 10 Aarhus-Konvention sind die Beteiligungsvorschriften bei unter Abs. 1 fallenden Vor-

haben neben dem eigentlichen Entscheidungsverfahren zudem auch bei behördlichen Überprüfungen bzw. Aktua-

lisierungen der Betriebsbedingungen sinngemäß und soweit angemessen anzuwenden. 

16  Laut ACCC ist ein Plan ein Instrument, das ein bestimmtes Modell oder eine bestimmte Politik implementiert, wie 

z.B. Landnutzungs-, Raumentwicklungspläne etc. (vgl. z.B. ACCC/C/2009/38). Die Bezeichnung als „Plan“ etc. ist 

hingegen irrelevant; lediglich der Inhalt ist maßgeblich. Zum nicht in der Konvention definierten Planbegriff Vgl. 

z.B. ACCC/C/2012/70 (Tschechien) ECE/MP.PP/C.1/2014/9 (04.06.2014) Rz 48 ff mHa ACCC/C/2005/11 (Belgi-

en) ECE/MP.PP/C.1/2006/4/Add.2, Rz 29; ACCC/C/2005/12 (Albanien) ECE/MP.PP/C.1/2007/4/Add.1, Rz 65 

ACCC/C/2008/27 (UK) ECE/MP.PP/C.1/2010/6/Add.2, Rz 41. 

17  Derartige Vorschriften umfassen z.B. nationale Verordnungen und Gesetze. 

18  Für den „unionsinternen Teil“ vgl. die „Aarhus-VO“ [VO (EG) 1367/2006, ABl L 2006/264, 13]. 

19  RL 2003/35/EG vom 26. Mai 2003 über die Beteiligung der Öffentlichkeit bei der Ausarbeitung bestimmter um-

weltbezogener Pläne und Programme und zur Änderung der RL 85/337/EWG und 96/61/EG des Rates in Bezug 

auf die Öffentlichkeitsbeteiligung und den Zugang zu Gerichten, ABl L 2003/156, 17. 



MGS verbindlichen Umsetzungsakte ihre Wirksamkeit. In Bezug auf umweltbezogene Politiken und 

Art. 8 Aarhus-Konvention, hat die Union (noch) keine expliziten Umsetzungsakte verabschiedet.
20

 

National erfolgte die Umsetzung der zweiten Säule in diversen (Materien-)Gesetzen wie bspw. im 

UVP-G 2000, das zurzeit wohl national die detailliertesten und umfassendsten formalen Öffentlich-

keitsbeteiligungsvorschriften vorsieht, sowie dem AWG (z.B. §§ 40, 42 Abs. 1 Z 13 und 14 leg cit), 

der GewO (z.B. §§ 77a, 356b Abs. 7 leg cit), dem EG-K (insb. §§ 18 ff), MinroG (z.B. §§ 119b, 121) 

uvm. sowie in div landesrechtlichen Vorschriften.
21

 

 

Die (betroffene) Öffentlichkeit 

Eine grundlegende Frage, die sich beim Thema Beteiligung der Öffentlichkeit stellt, ist: Wer soll 

konkret eingebunden werden? Es ist eine Utopie und oftmals auch gar nicht zweckmäßig, an jedem 

Beteiligungsprozess alle Betroffenen und Interessierten, also die „breite Öffentlichkeit“, zu beteili-

gen.
22

 Die Aarhus-Konvention differenziert hinsichtlich der Beteiligungslegitimation bekanntlich zwi-

schen den zwei Gruppen der „Öffentlichkeit“ einerseits sowie der „betroffenen Öffentlichkeit“ ande-

rerseits. 

Der Öffentlichkeitsbegriff der Aarhus-Konvention (Art. 2 Z 4) ist sehr weit und umfasst gleicher-

maßen natürliche und juristische Personen sowie, entsprechend der innerstaatlichen Rechtsvor-

schriften bzw. Praxis, auch darüber hinaus deren Vereinigungen, Organisationen oder Gruppen 

ohne eigene Rechtspersönlichkeit („any person principle“). Die „betroffene Öffentlichkeit“ bildet 

eine Untergruppe der „Öffentlichkeit“. Die „Betroffenheit vom“ bzw. das „Interesse am“ umweltbezo-

genen Entscheidungsverfahren tritt als qualifizierendes Merkmal hinzu.
23

 NGOs mit Einsatz für den 

Umweltschutz (und Erfüllung etwaiger weiterer innerstaatlicher Voraussetzungen)
24

 gehören jeden-

falls der betroffenen Öffentlichkeit an.
25

 

                                                      
20  Möglicherweise da diese Bestimmungen sehr vage formuliert sind und lediglich ein „Bemühen“ von den Vertrags-

parteien einfordern? 

21  Vgl. hinsichtlich der landesrechtlichen Vorschriften exemplarisch Mayrhofer/Metzler in Pürgy, Das Recht der Län-

der, 77; Mayrhofer/Metzler in Pürgy, Das Recht der Länder, 159. 

22  Dies ist oftmals auch gar nicht sinnvoll, nämlich dann, wenn die Gruppe aufgrund der Größe in ihrer Arbeitsfähig-

keit beeinträchtigt wäre. Dann ist es Aufgabe der „organisierten Öffentlichkeit“, die Interessen aller zu vertreten. 

23  Vgl. Art. 2 Z 5 Aarhus-Konvention. Durch die alternative Definition wurde versucht, eine für alle unterschiedlichen 

Rechtssysteme in der ECE-Region praktikable Definition zu schaffen. Die zwei verschiedenen möglichen Heran-

gehensweisen, jemanden eine bedeutende Rolle in einem Verwaltungsverfahren zuzugestehen, werden kombi-

niert und die Vertragsparteien können sich für eine entscheiden. Vgl. dazu auch Ebbesson u.a., The Aarhus Con-

vention: An Implementation Guide2 (2013) 47. 

24  Vertragsstaaten steht es offen, nationale Erfordernisse für NGOs vorzusehen. Jedoch kommt diesen hier lediglich 

beschränktes Ermessen zu: Die nationalen Erfordernisse müssen mit den Prinzipien der Aarhus-Konvention im 

Einklang stehen. Es dürfen innerhalb dieser Schranken daher nur objektive, die Rechtsausübung nicht übermäßig 

erschwerende Voraussetzungen für NGOs vorgesehen werden. Z.B. unzulässig: 3-jährige Aktivität von NGOs im 

jeweiligen Staat (vgl. Ebbesson u.a., The Aarhus Convention: An Implementation Guide2 (2013) 48 f). 

25  Im letzten HS der Definition der „betroffenen Öffentlichkeit“ wird explizit auf sie Bezug genommen. Die Konvention 

normiert, dass „im Sinne dieser Begriffsbestimmung […] Nichtregierungsorganisationen, die sich für den Umwelt-

schutz einsetzen und alle nach innerstaatlichem Recht geltenden Voraussetzungen erfüllen, ein Interesse“ haben. 

Bei NGOs wird daher ex lege ein derartiges Interesse vermutet, wenn sich eine NGO für den Umweltschutz ein-

setzt und alle sonst. Nationalen Voraussetzungen erfüllen. Sie werden insofern privilegiert, als sie in diesem Fall 

jedenfalls der betroffenen Öffentlichkeit angehören müssen. 



Eine scharfe Trennung dieser beiden Begriffe ist notwendig, da die jeweils vorzusehenden Beteili-

gungsmöglichkeiten von der Zugehörigkeit zu einer bestimmten Gruppe der Öffentlichkeit abhängen 

und dementsprechend unterschiedlich weitreichend sind.
26

 

Beteiligte in nationalen Verfahren 

Ein Blick in die nationale Rechtsordnung zeigt, dass diese den Begriff der (betroffenen) Öffentlich-

keit nur teilweise verwendet
27

, aber wenn, dann in der Regel „jedermann“ darunter versteht (sehr 

weitreichende Definition). Das UVP-G bspw. kennt den Begriff der betroffenen Öffentlichkeit nicht, 

sondern unterscheidet vielmehr zwischen Parteien, Beteiligten und jedermann zukommenden Parti-

zipationsmöglichkeiten. Von sämtlichen im UVP-G angesprochenen Akteuren gehören Nachbarn 

und anerkannte Umweltorganisationen (UO) als Parteien des Genehmigungsverfahrens unstrittig 

zur Gruppe der betroffenen Öffentlichkeit. Nach wie vor umstritten ist dies jedoch bei Bürgerinitiati-

ven (BI), denen im vereinfachten Verfahren nur bloße Beteiligtenstellung mit ausdrücklich vorgese-

hener Akteneinsichtnahmemöglichkeit (und folglich auch keine Beschwerdemöglichkeit) zukommt:
28

 

Die vom Gesetzgeber in § 19 Abs. 4 UVP-G als „BI“ bezeichnete Vereinigung wird durch die Unter-

schriften von physischen, unzweifelhaft der „Öffentlichkeit“ angehörenden Personen rechtlich exis-

tent. Selbst wenn daher eine BI nicht schon selbst als juristische Person
29

 sondern bloß als Perso-

nenmehrheit mit (verfahrensrechtlicher) Teilrechtsfähigkeit
30

 angesehen wird, fällt sie unter den Öf-

fentlichkeitsbegriff: Bei wirksamer Gründung handelt es sich jedenfalls um eine Vereinigung natürli-

cher Personen, welche „in Übereinstimmung mit den innerstaatlichen Rechtsvorschriften“ gebildet 

wurde. Erfüllt eine BI somit die im UVP-G zu ihrer Konstituierung vorgesehene Voraussetzungen 

(rechtzeitig eingebrachte, entsprechend unterstützte Stellungnahme), ist sie Teil der Öffentlich-

keit.
31

 Da eine BI eine Vereinigung von in der Standort- oder in einer Nachbargemeinde wahlbe-

rechtigten Personen darstellt, ist m.E. zudem davon auszugehen, dass sie auch die in der Legalde-

finition geforderte, entsprechende Betroffenheit vom bzw. das Interesse am umweltbezogenen Ent-

                                                      
26  So beziehen sich manche Vorschriften des Art. 6 Aarhus-Konvention explizit nur auf die betroffene Öffentlichkeit, 

andere Bestimmungen der Art. 6, 7 und 8 leg cit wiederum verlangen eine Beteiligungsmöglichkeit sämtlicher zur 

Gruppe der Öffentlichkeit gehörenden Personen. Art. 7 leg cit bestimmt des Weiteren, dass bei der Vorbereitung 

umweltbezogener Pläne und Programme die Ermittlung der Öffentlichkeit, der Beteiligungsmöglichkeiten einzu-

räumen sind, der zuständigen Behörde obliegen soll. 

27  z.B. in § 119 b Abs. 8 MinroG; § 9 Abs. 1 Bergbau-Abfall-Verordnung, BGBl II 130/2010; § 8 ff AWG; § 10 Bun-

des-UmgebungslärmschutzG; § 18 ff EG-K-2013 uvm. 

28  Vgl. § 19 Abs. 1 Z 6 iVm Abs. 2 UVP-G; zu den bestehenden Bedenken hinsichtlich der bloßen Beteiligtenstellung 

vgl. bspw. Bachl, Die (betroffene) Öffentlichkeit im UVP-Verfahren (2015) 324 ff. 

29  BI als juristische Person qualifizierend z.B. Berl, RdU 2014, 103 (104); Mayer, AnwBl 1992, 356; Pürgy in 

Ennöckl/N. Raschauer, Umweltsenat, 121 (132); B. Raschauer, UVP-G § 19 Rz 13; N. Raschauer in Ennöckl/N. 

Raschauer/Bergthaler, UVP-G3 § 19 Rz 80 insb. Rz 90 mwN; idS wohl auch VfSlg 17.389/2004, eher kryptisch 

wiederum VfSlg 18.046/2006 („juristisches Konstrukt“, „Kollektivgebilde mit minimalem Organisationsgrad“). 

30  So z.B. Altenburger/Berger, UVP-G2 § 19 Rz 42 mwN; Bergthaler in Bergthaler/Weber/Wimmer, Umweltverträg-

lichkeitsprüfung, Kap X Rz 36 mwN; Schmelz/Schwarzer, UVP-G § 19 Rz 158; auch der VwGH (VwSlg 14.961 

A/1998) geht offenbar von einer Teilrechtsfähigkeit der BI aus. 

31  Zu diesem Ergebnis kommend auch die EK in ihrer mit Gründen versehene Stellungnahme vom 17.10.2013, 

C(2013) 6672 final, Rz 40: „Eine BI […] entspricht somit genau der Definition in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe d der 

UVP-Richtlinie, da sie als eine oder mehrere natürliche oder juristische Personen betrachtet werden kann, die eine 

Gruppe oder Vereinigung bilden.“ Siehe auch den Bescheid der Vbg LReg vom 12.9.2014, Ib-314-2013/0001, 

insb. 6, in dem die LReg als zuständige UVP-Behörde zur Rechtsauffassung gelangt, dass BI als „Öffentlichkeit“ 

anzusehen sind; dies bezweifelnd z.B. Bußjäger/Lampert, ecolex 2015, 163 (164). 



scheidungsverfahren aufweist
32

 und somit auch der „betroffenen Öffentlichkeit“ angehört.
33

 Dem 

oftmals vorgebrachten Gegenargument, die Aarhus-Konvention und UVP-RL würde den Begriff der 

BI nicht kennen und somit auch keine diesbezüglichen Vorgaben enthalten,
34

 kann m.E. aus folgen-

dem Grund nicht gefolgt werden: Es ist zwar zutreffend, dass die Schaffung des Instituts der BI als 

„ad-hoc-Zusammenschluss“ natürlicher Personen weder vom Unionsrecht noch der Aarhus-

Konvention zwingend verlangt wird, da diesbezüglich ein Ausgestaltungsspielraum besteht.
35

 

Dadurch, dass jedoch der österreichische Gesetzgeber im UVP-G von seinem Fakultativrecht Ge-

brauch gemacht hat und das Institut der BI geschaffen hat, müssen diese BI in weiterer Folge als 

Mitglieder der (betroffenen) Öffentlichkeit angesehen werden – mit allen daraus resultierenden Kon-

sequenzen (d.h. Sicherstellung der geforderten Beteiligung).
36

 Insofern kann der Gesetzgeber nicht 

schrankenlos darüber disponieren, welche Rechte er dieser Gruppe zusteht. Getreu dem Motto 

„Wer A sagt muss auch B sagen“ ist m.E. demnach auch für BI die in der Aarhus-Konvention erfor-

derliche Öffentlichkeitsbeteiligung vorzusehen.
37

 

Im Hinblick auf die nationale Umsetzung der Konventionsvorgaben wurde lange Zeit auch die dabei 

wesentlich Rolle der Umweltanwälte (UA) hervorgehoben. Mittlerweile ist jedoch klar, dass man mit 

den UA etwas aufs „falsche Pferd“ gesetzt hat. Diese gehören nämlich als staatliches Organ
38

 nicht 

zum Kreis der Öffentlichkeit iSd Aarhus-Konvention.
39

 Diese sieht keinen Schutz der Interessen der 

Öffentlichkeit mediatisiert durch einen hoheitlich bestellten „Sachwalter/Ombudsmann“ vor. Sie for-

dert vielmehr eine direkte Einbeziehung der Mitglieder der Öffentlichkeit (d.h. der Zivilgesellschaft) 

                                                      
32  Auf diesen Aspekt hinweisen z.B. Altenburger/Berger, UVP-G2 § 19 Rz 52. 

33  IdS. siehe Mahnschreiben der EK vom 27.2.2012, C(2012) 1005 final, 3 bzw. die mit Gründen versehene Stel-

lungnahme der EK vom 17.10.2013, C(2013) 6672 final, Rz 40 ff; Altenburger/N. Raschauer, RdW 2011, 130 

(131) mwN; Berl, RdU 2014, 103 (104); Onz/Berl, ZVG 2014, 308 (314); N. Raschauer in Ennöckl/N. Raschau-

er/Bergthaler, UVP-G3 § 19 Rz 79 sowie 99; auch Pürgy in Ennöckl/N. Raschauer, Umweltsenat, 121 (126), wel-

cher jedoch offenbar seine Auffassung 2012 in Pürgy, ZfV 2012, 777 (781) wieder zT revidiert; abwägend Alten-

burger/Berger, UVP-G2 § 19 Rz 52; offenbar BI nicht als Mitglied der betroffenen Öffentlichkeit qualifizierend Ber-

ger, RdU-UT 2012, 38 (40). Für Beispiele in der Vollziehung, in denen BI als Teil der betroffenen Öffentlichkeit an-

gesehen werden, vgl. den Bescheid der Vbg LReg vom 12.9.2014, Ib-314-2013/0001. 

34  So z.B. Bußjäger/Lampert, ecolex 2015, 163 (164); Pürgy, ZfV 2012, 777 (781); Schmelz/Schwarzer, UVP-G § 19 

Rz 22. 

35  Vgl. für viele Pürgy, ZfV 2012, 777 (781); Schmelz/Schwarzer, UVP-G § 19 Rz 22; siehe auch Berl, RdU 2014, 

103 (104) bzw. zur rechtspolitischen Perspektive der Beteiligung von BI (106 f). 

36  AA z.B. aber US 06.5.2009, 4B/2008/12-22 [LB 100 Drautal Straße], wonach BI zwar zur betroffenen Öffentlichkeit 

gezählt werden, jedoch keine Pflicht zur Parteistellung sowie Überprüfungsmöglichkeit abgeleitet wird. Die Ausfüh-

rungen des US dazu sind jedoch äußerst kurz und bündig gehalten: „Für den Umweltsenat ergibt sich aus Art. 1 

Abs. 2 der genannten Richtlinie – anders als bei Umweltorganisationen gem. § 19 Abs. 1 Z 7 UVP-G 2000 – nicht 

zwingend, dass Bürgerinitiativen als betroffene Öffentlichkeit in allen Fällen nach innerstaatlichem Recht Par-

teistellung und damit auch das Recht zur Berufung einzuräumen wäre.“. 

37  Siehe zur Thematik der Zugehörigkeit einer BI zur „betroffenen Öffentlichkeit“ näher Bachl, Die (betroffene) Öffent-

lichkeit im UVP-Verfahren (2015) 240 ff. 

38  So ausdrücklich BMLFUW, UVP-Rs (2011) 100 mHa VfGH 16.6.2004, G 4/04. 

39  Vgl. Schulev-Steindl, Access to Justice-Studie (2009) insb. 29; zustimmend Altenburger/N. Raschauer, RdW 

2011, 130 (131 f); Ennöckl in Ennöckl/N. Raschauer/Bergthaler, UVP-G3 § 2 Rz 21; N. Raschauer in Ennöckl/N. 

Raschauer/Bergthaler, UVP-G3 § 19 Rz 46; siehe auch Mahnschreiben der EK vom 10.7.2014, C(2014) 4883 fi-

nal, 10 sowie die Meinung des ACCC in der communication ACCC/C/2013/97 (Österreich), welche diese als unzu-

lässig bewertet hat, da sie u.a. von einem staatlichen Organ (dem UA von OÖ) und somit nicht von der Öffentlich-

keit eingebracht wurde (vgl. dazu insb. das einschlägige „Datasheet“, welches zuletzt am 29.6.2014 ein Update er-

fuhr); idS wohl auch Mauerhofer, RdU 2006, 9 (13); aA Randl in Ennöckl/N. Raschauer, Umweltsenat, 147 (148) 

bzw. Fußnote 6 unter Bezugnahme auf Thallinger, ZfV 2004, 607 (614 f). 



bzw. (betroffener) Teile davon in Umweltverfahren.
40

 Die Einräumung von Beteiligungsrechten für 

UA ist somit unzweifelhaft eine sinnvolle rechtsstaatliche Einrichtung und als nützliches Instrument 

zum Schutz der Umwelt klar im Sinne der Konvention. Bei der Umsetzung der Konventionsvorgaben 

sollte aber wohl mehr auf Umwelt-NGOs als Schlüsselfiguren gesetzt werden. 

 

Bei der zeitlichen Komponente der Öffentlichkeitsbeteiligung gilt es einerseits den „Startzeitpunkt“ 

(Wann soll es losgehen?) und andererseits die Dauer der einzelnen Beteiligungsphasen („Ge-

schwindigkeit“) konventionskonform auszugestalten:
41

 

Grundsätzlich sieht die Konvention vor, dass – wenn eine Beteiligung der Öffentlichkeit stattfindet – 

diese zu einem frühen („frühzeitig“; vgl. Art. 7 iVm 6 Abs. 4) bzw. „passenden“ (Art. 8) Zeitpunkt 

erfolgen soll. Aber wie früh ist früh genug bzw. wann ist der passende Zeitpunkt?
42

 Diesbezüglich 

statuiert die Aarhus-Konvention den Grundsatz, wonach die Beteiligung jedenfalls – um nicht eine 

bloß frustrierende Scheinbeteiligung zu sein – zu einem Zeitpunkt stattfinden muss, zu dem noch 

(alle) Optionen offenstehen.
43

 Dies ist jedenfalls zu einer Zeit, in der sich die Behörde noch in der 

Informationsbeschaffungs- und Planungsphase befindet. Klar unzulässig wäre es, ohne Beteiligung 

der Öffentlichkeit bereits im Vorfeld die vorhandenen Möglichkeiten auf einige wenige zu dezimie-

ren.
44

 Klarerweise ist es auch dann zu spät, wenn die Arbeiten an einem Projekt bereits begonnen 

haben.
45

 Auch eine bloße einwöchige Beteiligung erst zwei Jahre nach dem offiziellen Start eines 

Planungsverfahrens verstößt gegen die Pflicht zur frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung.
46

  

Für die vorgesehenen Beteiligungsaspekte ist jeweils ein angemessener bzw. ausreichender zeit-

licher Rahmen vorzusehen (Art. 6 Abs. 3 bzw. Art. 8 lit a Aarhus-Konvention). In allen Verfahrens-

stufen – d.h. in jeder Phase des Verfahrens – bis zur endgültigen Entscheidung
47

 muss der Öffent-

                                                      
40  Vgl. idS auch Mahnschreiben der EK vom 10.7.2014, C(2014) 4883 final, 10; siehe auch ACCC/C/2010/48 (Öster-

reich) ECE/MP.PP/C.1/2012/4 (17.04.2012) insb. Rz 74; siehe idS auch Mauerhofer, RdU 2006, 9 (13); Forster, 

RdU 2014, 11 (22); aA Schmelz/Schwarzer, UVP-G § 3 Rz 98, denen zufolge u.a. der UA im Verfahren als Vertre-

ter der (betroffenen) Öffentlichkeit agieren könne. 

41  Bei der zeitlichen Komponente der Öffentlichkeitsbeteiligung gilt es zudem zu beachten, dass die Beteiligung 

während eines Prozesses bloß ein Teil der Öffentlichkeitsbeteiligung darstellt – die spätere Überprüfbarkeit der 

Rechtmäßigkeit von Entscheidungen, Handlungen und gegebenenfalls auch Unterlassungen die andere. Die Aar-

hus-Konvention selbst regelt auch diese beiden Aspekte in jeweils unterschiedlichen Säulen (zweite bzw. dritte 

Säule). 

42  Es kann darüber hinaus die Frage gestellt werden, ob auch ein „zu früh“ denkbar ist? M.E. ist dies durchaus mög-

lich, so bspw. dann, wenn noch keine brauchbaren Infos zur Verfügung gestellt werden können, weil diese noch 

nicht vorhanden sind etc. 

43  So ausdrücklich in Art. 6 Abs. 4 Aarhus-Konvention „Zeitpunkt, zu dem alle Optionen noch offen sind“ bzw. Art. 8 

Aarhus-Konvention „solange Optionen noch offen stehen“. 

44  Vgl. ACCC/C/2008/24 (Spanien) ECE/MP.PP/C.1/2009/8/Add.1 (08.2.2011) insb. Rz 117 lit a iii; ACCC/C/2006/16 

(Litauen) ECE/MP.PP/2008/5/Add.6 (04.04.2008) insb. Rz 71 ff sowie ACCC/C/2005/12 (Albanien) 

ECE/MP.PP/C.1/2007/4/Add.1 (31.7.2007) insb. Rz 79. 

45  ACCC/C/2004/02 (Kasachstan) ECE/MP.PP/C.1/2005/2/Add.2 (14.3.2005) Rz 25. 

46  ACCC/C/2012/70 (Tschechische Republik) ECE/MP.PP/C.1/2014/9 (4.6.2014) Rz 58 sowie Rz 65 lit c. 

47  Das bedeutet, besteht in Ländern z.B. das umweltbezogene Entscheidungsverfahren aus einem UVP-Verfahren, 

welches aber nicht – wie z.B. in Österreich – gleich in einer konzentrierten Genehmigungsentscheidung mündet, 

sondern nur als „Ermittlungsgrundlage“ für daran anschließende Genehmigungsverfahren (z.B. Baugenehmigung 

etc.) dient und erst nach Abschluss dieser Verfahren feststeht, ob ein Vorhaben durchgeführt werden darf oder 



lichkeit genügend Zeit (insb. „Vorbereitungszeit“) zugestanden werden. Was als „angemessen“ gilt, 

ist abhängig vom Verfahrensgegenstand, von Komplexität und Ausmaß der geplanten Aktivität so-

wie auch von der Jahreszeit, in die die Öffentlichkeitsbeteiligung fällt.
48

 Klar ist, dass ein angemes-

sener zeitlicher Rahmen jedenfalls dann nicht gegeben ist, wenn bspw. für die Information und Vor-

bereitung der Öffentlichkeit hinsichtlich einer geplanten großen Deponie nur 10 Werktage vorgese-

hen werden.
49

 

Da die Konvention aber weder eine genaue Definition hinsichtlich der „Frühzeitigkeit“ noch eindeuti-

ge Angaben zur jeweiligen Dauer enthält, sind gerade diese Punkte oftmals im Einzelfall umstrit-

ten: So wird ab und an bemängelt, dass die Sechswochenfrist für Stellungnahmen im UVP-

Verfahren oftmals zu kurz sei, um tatsächlich die umfassenden Akten zu sichten und sich damit 

hinreichend zu befassen. M.E. gewährleistet das UVP-G als Projektgenehmigungsverfahren grund-

sätzlich ein effektives Verfahrensmanagement mit zeitlich angemessenen Öffentlichkeitsbeteili-

gungsphasen.
50

 Im Einzelfall hat die zuständige UVP-Behörde sicherzustellen, dass das Verfahren 

derart gestaltet und der Ablauf so gewählt wird, dass für die Information der (betroffenen) Öffentlich-

keit, deren effektive Vorbereitung sowie deren aktive Beteiligung ausreichend Zeit zur Verfügung 

steht. Auch wird teilweise vorgebracht, die nationalen Umsetzungsakte zu Art. 6 bzw. 7 Aarhus-

Konvention würden eine Beteiligung der Öffentlichkeit regelmäßig zu spät vorsehen; nämlich erst 

dann, wenn keine Alternativen mehr diskutiert werden können bzw. bereits ein fertiger Planentwurf 

vorliege und somit die planerischen Entscheidungen schon getroffen wurden. Ganz so eng sieht 

dies das ACCC nicht: Zwar betont es regelmäßig, dass eine öffentliche Beteiligung und Diskussion 

in einem frühen Stadium des JEWEILIGEN Entscheidungsprozesses stattfinden müsse, wenn alle 

Optionen noch offen sind und die Beteiligung noch gebührend Berücksichtigung finden kann.
51

 Dies 

treffe gerade dann nicht zu, wenn Verfahren nur noch von formeller Natur sind, weil faktisch die 

Entscheidung schon lange zuvor gefallen ist.
52

 Jedoch komme den Vertragsparteien im der Konven-

tion vorschwebenden Konzept einer abgestuften Entscheidungsfindung ein gewisses Ermessen 

dahingehend zu, festzulegen, welche Optionen auf welcher Stufe (noch) diskutiert werden können.
53

 

Die jeweils zur Diskussion stehenden Optionen müssen der Öffentlichkeit jedoch im Vorfeld klar 

dargelegt werden.
54

 

                                                                                                                                                                   

nicht, so ist die (betroffene) Öffentlichkeit nicht nur z.B. am UVP-Verfahren, sondern an sämtlichen Verfahrens-

phasen zu beteiligen. Sämtliche Verfahren stellen somit gemeinsam das umweltbezogene Entscheidungsverfah-

ren dar. Vgl. idS ACCC/C/2010/50 (Tschechische Republik) ECE/MP.PP/C.1/2012/11 (2.10.2012) Rz 69 f. 

48  Insb. können ev. längere Zeitfenster über Weihnachten oder in der Urlaubszeit nötig sein. Starre gesetzliche Vor-

gaben können hier u.U. nicht die nötige Flexibilität bei der Bemessung des angemessenen zeitlichen Rahmens 

garantieren. So widerspricht laut ACCC/C/2012/70 (Tschechische Republik) ECE/MP.P/C.1/2014/9 (4.6.2014) Rz 

54 ff bspw. die Einräumung einer einwöchige Frist für die Öffentlichkeit, um sich mit komplexen Plänen vertraut zu 

machen und Stellungnahmen abzugeben, Art. 6 Abs. 3 Aarhus-Konvention. 

49  Vgl. z.B. ACCC/C/2006/16 (Litauen) ECE/MP.PP/2008/5/Add.6 (4.4.2008) Rz 70. 

50  Insb. durch die Vorgabe zur Ausarbeitung eines (nicht rechtlich verbindlichen) Zeitplans und die für bestimmte 

Aspekte der Öffentlichkeitsbeteiligung vorgesehenen gesetzlichen Mindestfristen (z.B. § 9 Abs. 1 UVP-G). 

51  Konkret zu Österreich vgl. ACCC/C/2008/26 (Österreich) ECE/MP.PP/C.1/2009/6/Add.1 (8.2.2011) Rz 52. 

52  Vgl. ACCC/C/2008/26 (Österreich) ECE/MP.PP/C.1/2009/6/Add.1 (8.2.2011) insb. Rz 57. 

53  Das sind bei individuellen Projekten naturgemäß andere Optionen wie bei strategischer Entscheidung im Rahmen 

eines Plans oder Programms. 

54  ACCC/C/2006/17 (Europäische Union) ECE/MP.PP/2008/5/Add.10 (2.5.2008) Rz 51. 



 

Allgemeines 

Die Beteiligungsmöglichkeiten der Öffentlichkeit sind in Art. 6 bis 8 Aarhus-Konvention unterschied-

lich detailliert und auch in unterschiedlicher „Intensität“ vorgegeben. Wie stark die öffentlichen Inte-

ressen einfließen können müssen, ist insb. abhängig davon, ob eine (bloße) Information, Konsultati-

on oder (echte) Mitbestimmung verlangt wird: 

Während die Konvention hinsichtlich der Vorhaben, die unter Art. 6 der Konvention fallen, diesbe-

züglich relativ klare und präzise Anordnungen trifft, sind die Beteiligungsmodalitäten im Vorfeld von 

Politiken bzw. genereller Rechtsvorschriften sehr allgemein und unverbindlich formuliert.
55

 Folglich 

ist in diesem Bereich der Umsetzungsspielraum der Vertragsparteien um einiges weiter. Wobei auch 

hier eine „Null-Variante“ im Sinne einer in ganzen Bereichen völlig fehlender Beteiligungsmöglichkeit 

(insb. für NGOs) natürlich trotzdem klar konventionswidrig wäre.
56

 Bezeichnend und möglicherweise 

zurückzuführen auf die vagen Umsetzungsvorschriften ist es, dass es (jedenfalls bis 2014) über-

haupt noch keine Feststellung einer Non-Compliance hinsichtlich Art. 8 Aarhus-Konvention durch 

das ACCC gab. 

Vorgaben des Art. 6 Aarhus-Konvention und Umsetzung (insb. im Bereich der UVP-

Verfahren) 

Die detaillierten inhaltlichen Vorgaben der Aarhus-Konvention im Bereich des Art. 6 wurden be-

kanntlich hinsichtlich UVP-Verfahren von der Union in der UVP-RL
57

, oftmals – jedoch nicht immer – 

in identischem Ausmaß, umgesetzt: So sehen z.B. Art. 6 Abs. 2 der Konvention als auch der UVP-

RL ähnlich formulierte Informationsverpflichtungen vor.
58

 Ein sofort auffallender Unterschied ist, 

dass die UVP-RL hierbei über die Aarhus-Konvention hinausgeht, und eine Information der „allge-

meinen“ Öffentlichkeit normiert.
59

 Sie ist durch öffentliche Bekanntmachung (oder auf anderem ge-

eigneten Wege
60

) über gewisse, das anstehende Entscheidungsverfahren betreffende, taxativ fest-

gelegte Tatsachen und Fakten (Mindestinhalt)
61

 in Kenntnis zu setzen.
62

 Zudem ist in beiden Nor-

                                                      
55  Bezeichnend dafür, wie vage die Umsetzungsvorschriften vor allem iHa Art. 8 Aarhus-Konvention tatsächlich sind, 

ist das Compliance-Verfahren gegen Österreich (ACCC/C/2008/26 (Österreich) ECE/MP.PP/C.1/2009/6/Add.1, Rz 

53 sowie 61): Die Vorwürfe des Communicants (NGO „NETT“) wurden – soweit sie Art. 8 Aarhus-Konvention be-

trafen – nicht weiter behandelt. Argumentiert wurde seitens des ACCC – grob zusammengefasst – mit zu unbe-

stimmten Angaben des Communicants bzw. der noch laufende Entscheidung. 

56  Siehe z.B. zu Art. 8 Aarhus-Konvention Ebbesson u.a. in UNECE, Implementation Guide2 (2013) 118, wobei die 

Erfüllung der Vorgaben der Aarhus-Konvention im Bereich des Art. 8 Aarhus-Konvention nicht an konkreten Re-

sultaten sondern eben am geforderten „Bemühen“ der Vertragsparteien gemessen wird. 

57  Die Bestimmungen des Art. 6 Aarhus-Konvention finden sich in der UVP-RL jedoch nicht kompakt unter einem 

Artikel, sondern sind auf mehrere Bestimmungen „aufgeteilt“. 

58  Siehe Aarhus Convention Implementation Report European Community, 7.5.2008, SEC(2008) 556, 17. 

59  Wie die Aarhus-Konvention lässt es auch der Wortlaut der RL offen, durch wen (welche Stelle/Person) diese Info 

zu erfolgen hat. 

60  Die RL nennt hier als Beispiel elektronische Medien, sowie diese zur Verfügung stehen. 

61  Eine Gegenüberstellung der in beiden Rechtsnormen geforderten „Mindestinformationsinhalte“ zeigt, dass die 

Bestimmungen der UVP-RL jenen des Art. 6 Abs. 2 Aarhus-Konvention trotz leicht unterschiedlicher Formulierun-

gen in der Sache entsprechen. 

62  Die Europäische Union nahm hierbei offenbar vom in der Aarhus-Konvention vorgesehenen Ermessenspielraum 

Gebrauch, indem es eine Information durch öffentliche Bekanntmachung vorschreibt und nicht auch auf eine In-



men die Pflicht der Mitgliedstaaten vorgesehen, der betroffenen Öffentlichkeit einen gebühren-

freien
63

 Zugang zu gewissen, für die Entscheidung relevanten Informationen zu gewähren.
64

 Im 

nationalen UVP-Verfahren wird diesen Vorgaben insb. durch § 9 Abs. 3 und 4 UVP-G (Kundma-

chung des Vorhabens per Edikt bzw. im Internet) entsprochen. Der notwendige gebührenfreie In-

formationszugang wird durch die jedermann zustehende Einsichtnahmemöglichkeit im Rahmen der 

öffentlichen Auflage gem. § 9 Abs. 1 UVP-G, der online zur Verfügung gestellten Informationen gem. 

§ 9 Abs. 4 leg cit und der öffentlichen Auflage des UVGA gem. § 13 Abs. 2 leg cit sowie das UO, 

Nachbarn und BI als Parteien (bzw. auch als Beteiligte) zukommende Recht auf Akteneinsicht ge-

währleistet.
65

 

Abgesehen von der Informationskomponente sehen beide Normtexte noch weitere Beteiligungs-

Garantien und Aspekte vor: 

 So muss die Öffentlichkeit die Möglichkeit haben, ihrer Auffassung nach relevante Stellung-

nahmen, Infos, Analysen oder Meinungen schriftlich vorzulegen bzw. während einer öffentlichen 

Anhörung vorzutragen (Stellungnahmemöglichkeit).
66

 

 Damit die ÖB nicht bloß zu einer netten, jedoch letztlich rechtlich irrelevanten Fleißaufgabe 

degradiert wird, haben die Behörden das Ergebnis der Öffentlichkeitsbeteiligung auch „ange-

messen zu berücksichtigen“
67

 und  

 die Öffentlichkeit über die gefällte Entscheidung inklusive der dazugehörigen Begründung 

unverzüglich zu informieren.
68

 

In einzelnen Bereichen bestehen Abweichungen der UVP-RL von der Aarhus-Konvention; wie z.B. 

bei der Beschränkung der sämtlichen Mitgliedern der Öffentlichkeit zu gewährenden Stellungnah-

                                                                                                                                                                   

formation der einzelnen Person abstellt. Alles andere wäre auch bei einer Informationsverpflichtung der Öffentlich-

keit unzweckmäßig bzw. unverhältnismäßig. 

63  In UVP-RL nicht ausdrücklich genannt, aber iSe Aarhus-konformen Interpretationen geboten! 

64  Siehe Art. 6 Abs. 6 Aarhus-Konvention; Art. 6 Abs. 3 UVP-RL; die Ablehnungsmöglichkeit bestimmter Informatio-

nen gem. Art. 4 Abs. 3 und 4 Aarhus-Konvention bleibt davon jedoch unberührt. 

65  Das Jedermannsrecht auf Zugang zu Umweltinformationen ist davon zu unterscheiden. 

66  Siehe Art. 6 Abs. 7 Aarhus-Konvention; Dabei zeigt sich erstmals eine klare Abweichung der UVP-RL zu den 

Vorgaben der Aarhus-Konvention. Diese räumt sämtlichen Mitgliedern der Öffentlichkeit ein, Stellungnahmen etc. 

vorzulegen bzw. vorzutragen. Eine Beschränkung auf Angehörige der betroffenen Öffentlichkeit erfolgt in Art. 6 

Abs. 7 Aarhus-Konvention nicht. Die Europäische Kommission gibt zwar im Implementation Report (vom 7.5.2008, 

SEC(2008) 556, 18) an, dass Art. 6 Abs. 7 Aarhus-Konvention durch Art. 6 Abs. 4 und 5 der UVP-RL umgesetzt 

wird. Doch im Hinblick auf die offensichtlichen Unterschiede in der Formulierung (Aarhus-Konvention: Öffentlich-

keit, UVP-RL: betroffene Öffentlichkeit) kann von keiner 100%igen Übereinstimmung ausgegangen werden. Durch 

diese Beschränkung auf Angehörige der betroffenen Öffentlichkeit, garantiert die Union in diesem Bereich die Be-

teiligung der Öffentlichkeit m.E. nicht in vollem Umfang. Gestützt wird diese Annahme auch durch Ausführungen 

des ACCC zu einer ähnlichen Situation in Litauen (ACCC/2006/16 (Litauen) ECE/MP.PP/2008/5/Add.6, Rz 80) 

“Whereas the Convention requires in article 6, paragraph 7, that ‘public participation procedures shall allow the 

public to submit … any comments, information, analyses or opinions’, Lithuanian legislation limits the right to 

submit comments to the public concerned, and these comments are required to be “motivated proposals”, i.e. 

containing reasoned argumentation. In this respect, Lithuanian law fails to guarantee the full scope of the 

rights envisaged by the Convention” 

67  Siehe Art. 6 Abs. 8 Aarhus-Konvention; Die Aarhus-Konvention verlangt eine ernsthafte Auseinandersetzung des 

Entscheidungsträgers mit dem Ergebnis der Öffentlichkeitsbeteiligung. Insb. bedarf es aber keines „Veto-Rechts“ 

der Öffentlichkeit. 

68  Siehe Art. 6 Abs. 9 Aarhus-Konvention. 



memöglichkeit auf die „betroffene Öffentlichkeit“ in der UVP-RL. Im Hinblick auf die nationale Um-

setzung ist dies insofern unproblematisch, als § 9 Abs. 5 UVP-G ohnedies in Aarhus-konformer 

Weise eine Stellungnahmemöglichkeit für jedermann innerhalb der mindestens sechswöchigen Auf-

lagefrist vorsieht.
69

 Auch in den meisten anderen Bereichen des UVP-Regimes (über)erfüllt der 

nationale Gesetzgeber grundsätzlich die internationalen Vorgaben. Exemplarisch sei nur auf 

die eng an die völkerrechtlichen Vorgaben angelehnte „Berücksichtigungsregel“ in § 17 Abs. 4 Seite 

1 UVP-G hingewiesen, welche vorsieht, dass allfällige Stellungnahmen von der UVP-Behörde bei 

der Erstellung des UVGA wie auch letztlich bei der Entscheidung selbst zu berücksichtigen sind. 

Flankiert durch die Regeln des allgemeinen Verwaltungsverfahrensrechts wird sichergestellt, dass 

sich die Behörde im Rahmen einer Interessenabwägung mit den Ergebnissen der Öffentlichkeitsbe-

teiligung entsprechend auseinanderzusetzen (nicht jedoch auch umzusetzen) hat.
70

 

In weiten Bereichen des Art. 6 Aarhus-Konvention bewegt sich das österreichische Recht somit 

mittlerweile
71

 auf der Höhe des Geforderten. In kleinen Teilbereichen werden dennoch ab und an 

Zweifel an der Aarhus-Konformität der nationalen Rechtslage geäußert: 

So wird es bspw. teilweise nach wie vor als kritisch erachtet, dass das UVP-

Feststellungsverfahren (gem. § 3 Abs. 7 UVP-G bzw. § 24 Abs. 5 leg cit) als Verfahren mit einge-

schränktem Parteienkreis (Projektwerber, UA und Standortgemeinde bzw. bei Antragstellung mitwir-

kende Behörde) ausgestaltet ist.
72

 Dies ist m.E. unter der Prämisse, dass abgesehen vom Überprü-

fungsrecht keine weitere Einbeziehung der Öffentlichkeit während Screening-Verfahren gesollt ist,
73

 

kein Widerspruch zu den Konventionsvorgaben des Art. 6. Im Sinne und unter Berücksichtigung des 

Ziels der Aarhus-Konvention, eine „frühzeitige und effektive Öffentlichkeitsbeteiligung“ zu gewähren, 

wäre eine Einbeziehung augenscheinlich aber gewiss auch nicht „entgegen den Sinn des Erfinders“. 

Es sei darauf hingewiesen, dass bei Annahme des Gegenteils zu bedenken wäre, dass es diesfalls 

nicht ausreichen würde, bloß für die Mitglieder der betroffenen Öffentlichkeit Parteistellung im Fest-

stellungsverfahren vorzusehen. Vielmehr würde eine Anwendung des gesamten „großen“ Öffent-

                                                      
69  Darüber hinaus ist eine aktive Beteiligung für Parteien durch die Erhebung von Einwendungen und für jedermann 

im Rahmen einer u.U. durchgeführten öffentlichen Erörterung möglich. 

70  So hat die Behörde bspw. schon gem. des Prinzips der freien Beweiswürdigung (vgl. § 45 Abs. 2 AVG) unter 

sorgfältiger Berücksichtigung der Ergebnisse des Ermittlungsverfahren zu beurteilen, ob eine Tatsache als erwie-

sen anzunehmen ist. Aus § 60 AVG ergibt sich weiters, dass jene Überlegungen, welche im Zuge der Beweiswür-

digung angestellt wurden, in die Bescheidbegründung aufzunehmen sind. 

71  Kleine Adjustierungen zur Herstellung einer vollständigen Anpassung waren auch nach der großen „Umsetzungs-

Novelle“ durch die UVP-G-Novelle 2004, BGBl I 2004/153 noch teilweise notwendig, so bspw. 2013 mit der UVP-

G-Novelle BGBl I 2013/95 zur Abwendung der Verurteilung Österreichs im Vertragsverletzungsverfahren (vgl. Er-

lRV 2252 BlgNR XXIV. GP, 5). 

72  Das UVP-Feststellungsverfahren vermag zwei unterschiedlichen Aufgaben erfüllen: Einerseits die Durchführung 

der Einzelfallprüfung (Screening) und andererseits die Feststellung ieS. Unions- und völkerrechtlich betrachtet, 

setzt die Einzelfallprüfung – neben der Festlegung von Schwellenwerten bzw. Kriterien durch den Gesetzgeber – 

die Screening-Vorgaben um: Die national als „Einzelfallprüfung“ bezeichnete Entscheidungsfindung entspricht der 

in Art. 4 Abs. 2 lit a UVP-RL genannten „Einzelfalluntersuchung“ und leistet als solche einen wesentlichen Beitrag 

zur Umsetzung des Art. 6 Abs. 1 lit b Aarhus-Konvention. 

73  Mit anderen Worten, dass Art. 6 Abs. 2 bis 9 Aarhus-Konvention sowie Art. 5 ff UVP-RL auf Screening-Verfahren 

selbst noch keine Anwendung finden, es sich demnach noch um kein „umweltbezogenes Entscheidungsverfahren“ 

handelt. Gerade dies ist jedoch nach wie vor etwas strittig. Weder das ACCC noch der EuGH haben sich bislang 

in der erforderlichen Klarheit dazu geäußert. Insb. unter Berücksichtigung der aus dem Jahr 2014 stammenden 

und bis 16.05.2017 umzusetzenden UVP-Änderungs-RL 2014/52/EU sprechen m.E. jedoch die überwiegenden 

Argumente gegen eine Einbeziehung. Vgl. für nähere Ausführungen dazu Bachl, Die (betroffene) Öffentlichkeit in 

UVP-Verfahren (2015) 148 ff. 



lichkeitsbeteiligungsregimes bedeuten, dass auch eine Stellungnahmemöglichkeit für – laut Aarhus-

Konvention – sämtliche Mitglieder der breiten Öffentlichkeit, eine dementsprechende frühzeitige 

Information der – laut UVP-RL – gesamten Öffentlichkeit etc. vorzusehen wären. Kurzum: Sämtliche 

in Aarhus-Konvention (und UVP-RL) vorgesehenen Beteiligungsvorgaben wären dann grundsätzlich 

auch entsprechend im Feststellungsverfahren vorzusehen. Dies würde m.E. aber klar dem Zweck 

des Feststellungsverfahrens
74

 zuwider laufen. 

Ein weiterer – durch die Entscheidung des EuGH im Oktober vergangenen Jahres in der Rs 

Kom/Deutschland
75

 erneut hoch aktueller – Diskussionspunkt im Bereich der Öffentlichkeitsbeteili-

gung ist auch jener hinsichtlich der Vereinbarkeit der nationalen Präklusionsvorschriften mit den 

Konventionsvorgaben. Dies ist jedoch weniger ein Thema der Beteiligung der Öffentlichkeit am Ver-

fahren selbst, sondern vielmehr relevant im Hinblick auf den zu gewährenden Rechtsschutz (dritte 

Säule) und wird daher an dieser Stelle nicht näher thematisiert. Darüber hinaus werden ab und an 

auch die oftmals hohen Kosten für Gutachten und Rechtsbeistand für problematisch und mit Art. 6 

Aarhus-Konvention unvereinbar erachtet. Die Grenze wird hierfür wohl die Effektivität der Beteili-

gung sein. 

Vorgaben des Art. 7 Aarhus-Konvention und Umsetzung in Österreich 

Bei der Vorbereitung von Plänen und Programmen soll die durch die zuständige Behörde zu er-

mittelnde Öffentlichkeit nach einer vorherigen Information frühzeitig beteiligt werden. Das Beteili-

gungsverfahren hat in allen Phasen in einem transparenten, fairen, zeitlich angemessenen Rahmen 

abzulaufen und muss bei der Entscheidung angemessen Berücksichtigung finden.
76

 

Durch die SUP-RL bzw. die ÖB-RL sowie deren nationale Umsetzungsakte werden zwar große Tei-

le des Art. 7 Aarhus-Konvention umgesetzt, jedoch darf nicht übersehen werden, dass Art. 7 Aar-

hus-Konvention nicht auf Pläne, welche die Rahmenbedingungen für künftige Projektgenehmigun-

gen festlegen, beschränkt ist:
77

 So können bspw. auch nationale Investitionspläne im Rahmen des 

Emissionshandelssystems
78

 oder nationale Aktionspläne für erneuerbare Energie
79

 darunter fallen. 

Der Wortlaut des Art. 7 schränkt Pläne und Programme (anders als die SUP-RL) auch nicht auf 

solche mit möglicherweise „erheblichen“ Auswirkungen auf die Umwelt ein (d.h. keine Erheblich-

keitsschwelle!), sondern ist weiter und umfasst grundsätzlich jeden – auch regionalen – Plan mit 

Umweltbezug. 

Hinsichtlich der ebenfalls in Art. 7 Aarhus-Konvention genannten umweltbezogenen Politiken ver-

langt die Konvention eine stark abgeschwächte Öffentlichkeitsbeteiligung: Die Vertragsparteien 

müssen sich „im angemessenen Umfang“ darum „bemühen“, Möglichkeiten für eine Beteiligung bei 

deren Vorbereitung zu schaffen. Es ist davon auszugehen, dass diese unverbindlich formulierte 

Bestimmung durch die bestehende Praxis in Österreich erfüllt wird. Beispielhaft seien diesbezüglich 

                                                      
74  Mithin der raschen Beantwortung der Frage der UVP-Pflicht (UVP – ja/nein?) in Form einer Grobprüfung. 

75  EuGH 15.10.2015, C-137/14 (KOM/Deutschland). 

76  Art. 7 Aarhus-Konvention verweist hier auf gewisse Bestimmungen des Art. 6 leg cit. 

77  Darauf und insb.. auf die Unterschiede zur SUP-RL explizit hinweisend Ebbesson u.a. in UNECE, Implementation 

Guide2 (2013) 180 ff. 

78  ACCC/C/2010/70 (Tschechien) ECE/MP.PP/C.1/2014/9 (4.6.2014) Rz 48 ff. 

79  D.h. nationale Pläne nach Art. 4 der Erneuerbare-Energien-RL (RL 2009/28/EG vom 23. April 2009 zur Förderung 

der Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen und zur Änderung und anschließenden Aufhebung der RL 

2001/77/EG und 2003/30/EG; ABl L 2009/140, 16) ACCC/C/2010/54 (EU) ECE/MP.PP/C.1/2012/12 (2.10.2012) 

Rz 71 ff. 



die im Dialog mit der interessierten Öffentlichkeit und betroffenen Stellen entwickelte österreichische 

Nachhaltigkeitsstrategie,
80

 die 2002 auf Initiative des BMLFUW gegründete Strategiegruppe „Parti-

zipation“, welche für die Entwicklung von Partizipationsstrategien unter anderem für Politiken mit 

Umweltbezug betraut ist,
81

 oder auch unzählige regionalere Initiativen, wie bspw. die sogenannten 

„Ortsteilgespräche“ in meinem Heimatort, genannt.
82

 Als weitere Chance zur Weiterentwicklung der 

Öffentlichkeitsbeteiligung im Rahmen umweltrelevanter Politiken ist auch der Ausbau der e-

Partizipation zu sehen.
83

 

Vorgaben des Art. 8 Aarhus-Konvention und Umsetzung in Österreich 

Art. 8 der Konvention enthält ebenfalls relativ vage „Wünsche“ und sieht folglich einen dementspre-

chend weiten Umsetzungsspielraum vor: Haben generelle Rechtsnormen möglicherweise „erhebli-

che Auswirkungen auf die Umwelt“, müssen sich die Vertragsparteien um die Förderung einer effek-

tiven Öffentlichkeitsbeteiligung bei deren Vorbereitung „bemühen“. Die zu diesem Zweck zu ergrei-

fenden Maßnahmen werden in der Konvention noch etwas näher konkretisiert. So „sollten“ bspw. 

Vorschriftenentwürfe veröffentlicht (lit b) und eine Stellungnahmemöglichkeit für die Öffentlich-

keit (unmittelbar oder über sie vertretende/beratende Stellen; lit c) vorgesehen werden. Bei erfolgter 

Beteiligung muss wiederum das Ergebnis „so weit wie möglich“ berücksichtig werden, wozu laut 

ACCC der Gesetzesbegründung jedenfalls eine Erläuterung des Ablaufs sowie der Einflussnahme 

des Beteiligungsprozesses angefügt werden sollte.
84

 

Es ist anzunehmen, dass die bestehende österreichische Praxis grundsätzlich diesen extrem 

„weich“ formulierten Bestimmungen entspricht: Zu denken ist bspw. an die Durchführung von Be-

gutachtungsverfahren, Information über Internetportale wie die Parlamentshomepa-

ge/Parlamentskorrespondenz, u.a. Im Einzelfall ist es m.E. dennoch fraglich, ob bei der Vorberei-

tung genereller Normen nicht ab und an die Ziele/Vorgaben der Konvention aus den Augen verloren 

werden. So wird gelegentlich kritisiert, dass die Zeit für eine tatsächlich effektive Beteiligungsmög-

lichkeit bei unter Art. 8 Aarhus-Konvention fallenden Umweltnormen zu kurz bemessen werde oder 

diese völlig fehle. Zu denken ist dabei bspw. an die in Reaktion auf das EuGH-Urteils in der Rs 

                                                      
80  Die Nachhaltigkeitsstrategie des Bundes – „Österreichische Strategie für Nachhaltige Entwicklung“ (NSTRAT 

2002) – wurde am 30.4.2002 vom Ministerrat beschlossen. Sie betont die Integration der Bereiche Wirtschaft, So-

ziales und Umwelt. Es werden insgesamt zwanzig Ziele für ein nachhaltiges Österreich formuliert (Gliederung in je 

vier Handlungsfelder mit wiederum je fünf Leitzielen). 2012 legte das Expertenkomitee nach mehreren Begutach-

tungsrunden, Stellungnahmen etc. den Entwurf einer erneuerten Nachhaltigkeitsstrategie vor, eine Beschlussfas-

sung der „NSTRAT neu“ kam jedoch nicht zu Stande; vgl. dazu näher https://www.nachhaltigkeit.at/ (7.6.2016). 

81  Die Strategiegruppe Partizipation wurde im Jahr 2002 auf Initiative des BMLFUW durch die ÖGUT eingerichtet, 

besteht aus Experten aus Ministerien, Behörden und NGOs (24 ständige und zwei assoziierte Mitglieder) und will 

unter anderem das Bewusstsein für Partizipation in der Öffentlichkeit heben, Partizipationsstrategien für umwelt- 

und nachhaltigkeitsrelevante Politiken ausarbeiten, Partizipation auf kommunaler, regionaler und nationaler Ebene 

fördern, konkrete Handlungsanleitungen zur Verfügung stellen. So hat die Gruppe bspw. die Erstellung des Hand-

buches Öffentlichkeitsbeteiligung begleitet. Siehe näher dazu http://partizipation.at/strategiegruppe.html 

(10.6.2016). 

82  Dabei werden GemeindebürgerInnen regelmäßig aktiv über kommunale Entwicklungsziele und künftige Vorhaben 

der Gemeinde von Mitgliedern des Gemeinderates informiert und ihnen in diesem Rahmen die Möglichkeit zur 

Diskussion, Stellungnahmen und Äußerung von Wünschen gegeben. 

83  Siehe näher zur E-Partizipation in Österreich https://www.digitales.oesterreich.gv.at/ (10.6.2016) bzw. speziell zur 

E-Partizipation im Umweltbereich unter http://partizipation.at/946.html (10.6.2016). 

84  Vgl. ACCC/C/2010/53 (UK) ECE/MP.PP/C.1/2013/3 (11.1.2013) Rz 83 und 86. 

https://www.nachhaltigkeit.at/
http://partizipation.at/strategiegruppe.html
https://www.digitales.oesterreich.gv.at/
http://partizipation.at/946.html


„Gruber“
85

 Anfang 2016 ohne vorheriges Begutachtungsverfahren bzw. anderweitige breiter Informa-

tion/Einbindung der Öffentlichkeit
86

 beschlossene „Mini-UVP-Novelle“.
87

 

Generell könnte hinterfragt werden, ob den Anforderungen der Konvention hinsichtlich der Vorberei-

tung von generellen Normen aber auch bei Politiken tatsächlich allein durch gelebte Praxis (ggf. in 

Verbindung mit unspezifischen weil allgemeinen Rechtsvorschriften)
88

 entsprochen werden kann 

oder nicht doch konkrete gesetzgeberische Maßnahmen gesetzt werden sollten.
89

 Eine mögliche 

Idee wäre, z.B. angelehnt an Bestimmungen in der OÖ Landesverfassung
90

, für gewisse Normen 

gesetzmäßig ein BürgerInnen-Begutachtungsverfahren (mit Einbeziehung von UO etc.) vorzusehen. 

Klar ist, dass die Konvention keinesfalls dem Ausbau eines klareren rechtlichen Rahmens hinsicht-

lich der Öffentlichkeitsbeteiligung (auch) in diesen Bereichen entgegenstehen würde.
91

 

 

Für Rückblickend kann daher festgehalten werden, dass Österreich keine „Angst“ vor Aarhus 

haben muss, da – wie gezeigt wurde – keineswegs eine völlig uferlose Öffentlichkeitsbeteiligung in 

allen Bereichen des Umweltrechts gefordert wird. In weiten Bereichen sind Einschränkungen vor-

gesehen, so etwa, wenn auf „erhebliche Umweltauswirkungen“ (siehe Art. 6 bzw. Art. 8 Aarhus-

Konvention; „Bagatell-/Irrelevanzschwellen“) abgestellt, oder lediglich ein „Bemühen“ zur Vorsehung 

„angemessener praktischer“ Beteiligungsmöglichkeiten (siehe Art. 7 bzw. Art. 8 Aarhus-Konvention) 

verlangt wird. 

                                                      
85  EuGH 16.04.2015, C-570/13. 

86  Die Erweiterung des nachträglichen Beschwerderechts gegen negative UVP-G-Feststellungsbescheide auf Nach-

barn erfolgte vielmehr per am 27.1.2016 kurzfristig im NR eingebrachten und mehrheitlich angenommenen Abän-

derungsantrag zum Energie-InfrastrukturG (AA-142 BlgNR XXV. GP). Bereits am 23. 2.2016 wurde dann die No-

velle kundgemacht. Es ist natürlich aber auch fraglich, wie bzw. ob die Bestimmungen des Art. 8 Aarhus-

Konvention bei durch Initiativanträge eingeleitete Gesetzesverfahren angewandt werden können, ist doch explizit 

nur die Beteiligung bei der Vorbereitung der Normen und nicht mehr beim tatsächlichen parlamentarischen Pro-

zess gefordert. 

87  BGBl I 2016/4. Da es sich bei den vorgenommenen Änderungen im UVP-G um die Novellierung einer nationalen 

Rechtsvorschrift, welche ganz offensichtlich der Umsetzung der Vorgaben der Konvention dient, handelt, ist es 

m.E. insofern zweifelsfrei eine Norm, welche unter Art. 8 Aarhus-Konvention fällt. 

88  Hinzuweisen ist an dieser Stelle auch auf § 10 WKG 1998 (BGBl I 1998/103 idF 2014/46), § 93 Abs. 2 AKG 1992 

(BGBl 1991/626 idF BGBl I 2014/46) oder diverse Landwirtschaftskammergesetze (z.B. § 8 Krtn LKG 1991), wel-

che die verpflichtende Einbeziehung dieser öffentlich-rechtlichen Körperschaften in Normerlassungsverfahren vor-

sehen. Sie führen entsprechende interne Konsultationen zur Meinungsbildung durch und geben in weiterer Folge 

Stellungnahmen bzw. Gutachten ab. Siehe dazu auch bereits Neger, RdU 2009, 112 (115). 

89  D.h. die Frage ist, ob es nicht doch expliziter gesetzgeberischer Maßnahme bedarf, um den in Art. 3 Abs. 1 A 

Aarhus-Konvention K geforderten „klaren, transparenten und einheitlichen Rahmen“ zur Durchführung der Aarhus-

Konvention herzustellen. 

90  Vgl. Art. 58, Art. 61 OÖ L-VG (LGBl 1991/122 idgF). In OÖ kann (von der LReg oder vom LT-Ausschuss) bei 

Gesetzes-/Verordnungsvorlagen „von grundsätzlicher Bedeutung“ die Durchführung eines BürgerInnen-

Begutachtungsverfahren beschlossen werden. Diese können dann innerhalb von sechs Wochen eine schriftliche 

Stellungnahme abgeben. Bei näherer Betrachtung ist die Regelung jedoch etwas „zahnlos“, da die Unterlassung 

des Begutachtungsverfahrens ohne Einfluss auf die Rechtmäßigkeit der zu beschließenden Norm bleibt und es 

eines vorherigen Beschlusses von LReg oder LT bedarf. 

91  Insb. da die Aarhus-Konvention in ihrem Art. 3 Abs. 5 selbst eine Schutzverstärkungsklausel enthält. 



Die Tatsache, dass die zweite Säule in Österreich bereits in einer Vielzahl an Bereichen Aarhus-

konform umgesetzt wurde, sollte auch nicht Anlass dazu sein, sich entspannt zurückzulehnen. Viel-

mehr sollte eine kontinuierliche Verbesserung angestrebt und Aarhus als Chance für eine Refor-

mierung der Öffentlichkeitsbeteiligung in gewissen (Teil-)Bereichen gesehen werden. Herausforde-

rungen gibt es noch einige: 

 So heißt es, bei künftigen Umsetzungsvarianten (insb. im Hinblick auf die vagen Bestimmungen 

der Art. 7, Art. 8 Aarhus-Konvention) das richtig Maß und die richtige Form der Beteiligung zu 

finden. 

 Auch müssen Lösungswege für bestehende generelle Probleme bzw. Kritikpunkte bei bzw. an 

der Öffentlichkeitsbeteiligung entwickelt werden.
92

 

Wie auch immer künftige Lösungen aussehen mögen – die völkerrechtlichen Vorgaben dürfen dabei 

nicht außer Acht gelassen werden. An ihnen sind die nationalen Umsetzungsakte zu messen. Auch 

sollte dabei die Schaffung eines möglichst einheitlichen und somit klaren, „unkomplizierten“ Rege-

lungsrahmens für die Öffentlichkeitsbeteiligung in den verschiedenen Materien zum Ziel erklärt wer-

den. Unter Umständen könnte zu diesem Zweck (zumindest in Teilbereichen) auch auf die zurzeit 

ungenützte
93

 Bedarfgesetzgebungskompetenz „Bürgerbeteiligung“ des Bundes gem. Art. 11 Abs. 6 

B-VG zurückgegriffen werden.
94

 

Abschließend sei noch explizit auf die beim letzten Treffen der Vertragsparteien im Juni/Juli 2014 in 

Maastricht angenommene und 2016 erschienene Publikation der UNECE „Maastricht Recommen-

dations on Public Participation in Decision-making in Environmental Matters“ hingewiesen. Dabei 

handelt es sich um vom Sonderausschuss der Aarhus-Konvention für Öffentlichkeitsbeteiligung in 

Entscheidungsprozessen entwickelte, (unverbindliche) erläuternde Hinweise zur praktischen Umset-

zung der Bestimmungen der Artikel 6, 7 und 8 der Konvention. Diese „Empfehlung“ zur Öffentlich-

keitsbeteiligung in umweltrelevanten Entscheidungsverfahren beziehen auch die Aussagen und 

Feststellungen des ACCC mit ein und sollen einerseits die Vertragsparteien bei der Umsetzung der 

Aarhus-Prinzipien ins nationale Recht unterstützen, sowie andererseits Vollzugsorgangen eine Hil-

festellung bei der Durchführung von konkreten Öffentlichkeitsbeteiligungsverfahren im Alltag bieten. 

Das Dokument vermag insofern insb. in Zweifelsfällen allen Interessierten eine gute Leitlinie sein.
95

 

                                                      
92  So gilt es auf die Kritik einzugehen, wonach Öffentlichkeitsbeteiligung nicht repräsentativ sei, da sich immer die-

selbe „Gruppe“ (in der Regel jene, die Gegner des Projekts, Plans, Programms etc. sind) meldet bzw. manche 

Gruppen nicht/nur schwer erreicht werden können. Auch wird eine Einbeziehung der Öffentlichkeit von Behörde 

und Antragsteller nicht selten als „lästig“, „verzögernd“ oder „undurchführbar“ erachtet sowie von der Öffentl ichkeit 

selbst als ineffektiv bzw. zu kompliziert empfunden und daher oft nicht davon Gebrauch gemacht. 

93  Mit der Erlassung des UVP-G 2000 wurden die im UVP-G 1993 im 5. Abschnitt geregelte Bestimmungen über die 

Bürgerbeteiligung aufgehoben. 

94  Hinweis: Art. 11 Abs. 6 B-VG enthält die kompetenzrechtlichen Voraussetzungen für eine bundeseinheitliche 

Regelung eines Bürgerbeteiligungsverfahrens für bundesgesetzlich zu bestimmende Vorhaben (für bundesgesetz-

lich nicht bezeichnete Vorhaben bleibt es bei der „ursprünglichen“ Kompetenzverteilung) sowie für die Festlegung 

von Parteistellung und Berücksichtigung der Bürgerbeteiligung in den (dem Beteiligungsverfahren) nachfolgenden 

Genehmigungsverfahren. Näher zum Kompetenztatbestand des Art. 11 Abs. 6 B-VG siehe Ennöckl, Kompetenz-

rechtliche Grundlagen des UVP-G in Ennöckl/N. Raschauer (Hrsg.), UVP-Verfahren vor dem Umweltsenat (2008) 

19 (28). 

95  Aktuell ist das Dokument nur in den offiziellen Vertragssprachen der Aarhus-Konvention (Englisch, Französisch, 

Russisch) verfügbar. Eine Hardcopy kann unter public.participation@unece.org angefordert werden bzw. das On-

linedokument gratis unter nachfolgendem Link heruntergeladen werden: http://www.unece.org/environmental-

policy/conventions/public-participation/aarhus-convention/tfwg/envppppdm/ppdm-recs.html (10.6.2016). 

mailto:public.participation@unece.org
http://www.unece.org/environmental-policy/conventions/public-participation/aarhus-convention/tfwg/envppppdm/ppdm-recs.html
http://www.unece.org/environmental-policy/conventions/public-participation/aarhus-convention/tfwg/envppppdm/ppdm-recs.html


 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 

 

 



 

Mag.a Dr.in Teresa Weber, Universität Salzburg, Öffentliches Recht, Völker- und Europarecht 

 

Die folgenden Ausführungen sollen Schlaglichter auf einige Fragen des Zugangs zu Gerichten in 

Umweltangelegenheiten werfen. Dazu werden zunächst die völker- und unions-rechtlichen Vorga-

ben dafür, namentlich Art. 9 Abs. 3 Aarhus-Konvention und Art. 47 Abs. 1 der EU-

Grundrechtecharta, ihr Verhältnis zueinander und zum nationalen Recht dargestellt bzw. skizziert. 

Daran anschließend werden Umsetzungsprobleme in Österreich aufgezeigt, um vor einem Fazit die 

Vor- und Nachteile verschiedener Umsetzungsstrategien anzudenken. 

 

 

Die Aarhus-Konvention widmet sich schon ihrem offiziellem Namen nach auch dem Rechtsschutz in 

Umweltangelegenheiten, und zwar in ihrem Art. 9. Art. 9 spiegelt dabei im Kleinen die Säulenstruk-

tur der Aarhus-Konvention wider: Rechtsschutz soll nämlich nach der Konvention einerseits sowohl 

hinsichtlich Umweltinformation (Art. 9 Abs. 1 Aarhus-Konvention) und Projekten, die unter Öffent-

lichkeitsbeteiligung genehmigt werden (Art. 9 Abs. 2 Aarhus-Konvention) gewährt werden; anderer-

seits sieht Abs. 3 eine ganz allgemein gehaltene Rechtsschutzgarantie in Umweltangelegenheiten 

vor. Art. 9 Abs. 3 Aarhus-Konvention verlangt nämlich, dass Mitglieder der Öffentlichkeit, die ggf. im 

nationalen Recht festgelegte Kriterien erfüllen, Zugang zu einem verwaltungsbehördlichen oder 

gerichtlichen Überprüfungsverfahren haben, sofern private oder öffentliche Stellen durch Handlun-

gen oder Unterlassungen gegen innerstaatliches Umweltrecht verstoßen. 

In personeller Hinsicht könnte Art. 9 Abs. 3 Aarhus-Konvention auf den ersten Blick so gelesen wer-

den, dass den Vertragsparteien ein weiter Spielraum dahingehend zukommt, wem sie Zugang zu 

Überprüfungsverfahren einräumen. Tatsächlich hat aber das ACCC in seiner Spruchpraxis bereits 

festgehalten, dass dies im Lichte der Zielsetzung der Aarhus-Konvention nicht so zu verstehen ist – 

die Vertragsparteien müssen jedenfalls Umweltorganisationen Überprüfungsrechte einräumen. Wel-

che Umweltorganisationen sie dabei als berechtigt erachten, ist im Recht der Vertragsparteien fest-

zulegen – dieses darf aber weder diskriminierend noch allzu restriktiv ausgestaltet sein. Hinsichtlich 

natürlicher Personen ist der Spielraum der Vertragsparteien etwas weiter, aber auch hier ist die Ziel-

setzung der Aarhus-Konvention, weiten Zugang zu Gerichten zu gewähren, zu berücksichtigen. 



Die in sachlicher Hinsicht von Art. 9 Abs. 3 Aarhus-Konvention erfassten Vorgänge sind schon dem 

eindeutigen Wortlaut nach denkbar weit: Für die Notwendigkeit der Vorsehung eines Überprüfungs-

verfahrens ist es irrelevant, ob ein privater oder staatlicher Akteur die fragliche Umweltrechtsverlet-

zung begangen hat. Art. 9 Abs. 3 Aarhus-Konvention findet außerdem gleichermaßen auf Umwelt-

rechtsverletzungen Anwendung, die durch ein Tun verursacht werden wie auf solche, die aus einer 

Unterlassung folgen. Hinzuweisen ist schließlich noch darauf, dass eine Umweltrechtsverletzung 

nicht nur in der Verletzung österreichischer („innerstaatlicher“) Gesetze bestehen kann, sondern 

auch unionale Vorschriften mit Umweltbezug bzw. ihre Verletzung die Notwendigkeit eines Überprü-

fungsverfahrens nach sich ziehen. 

 

Im Anwendungsbereich des Unionsrechts – der v.a. im Bereich des Umweltrechts in den meisten 

Fällen eröffnet sein wird – ist als weitere Vorschrift, die den Zugang zu Gerichten regelt, Art. 47 der 

EU-Grundrechtecharta (GRC) zu nennen. Nach dieser Vorschrift sind die Mitgliedstaaten der EU 

verpflichtet, Personen, die behaupten, in ihren durch das EU-Recht gewährleisteten Rechten verletzt 

worden zu sein, einen wirksamen Rechtsbehelf an ein Gericht (im Wesentlichen: ein Tribunal iSd 

Art. 6 EMRK) zu ermöglichen. 

Art. 47 GRC ist also betreffend seines Anwendungsbereichs insofern weiter, als nicht nur umwelt-

rechtliche Angelegenheiten erfasst sind, sondern jede Behauptung der Verletzung eines unions-

rechtlich gewährleisteten Rechts die Notwendigkeit von Rechtsschutz nach sich zieht. Im Übrigen 

muss es sich nach Art. 47 GRC im Gegensatz zu Art. 9 Abs. 3 Aarhus-Konvention auch immer um 

gerichtlichen Rechtsschutz handeln. 

Um also zu wissen, in welchen Konstellationen Art. 47 GRC einschlägig ist, muss zunächst definiert 

werden, was ein unionsrechtlich gewährleistetes Recht ist. Dabei handelt es sich um einen genuin 

unionsrechtlichen Begriff, der autonom – und nicht etwa unter Heranziehung eines tradierten mit-

gliedstaatlichen Verständnisses – auszulegen ist. Anhaltspunkte dafür, was ein unionsrechtlich ge-

währleistetes Recht ist, finden sich in der Judikatur des EuGH. Dieser hat schon Anfang der 1990er 

Jahre deutlich gemacht, dass die dem Unionsrecht zugrunde liegende Konzeption der Rechte we-

sentlich weiter gefasst ist als etwa jene der subjektiv-öffentlichen Rechte nach der deutschen bzw. 

österreichischen Schutznormtheorie (dazu gleich unten bei 4.3.2). Gesamthaft betrachtet lässt sich 

aus der Judikatur des EuGH zu unionsrechtlich gewährleisteten Rechten in EU-Umwelt-Richtlinien 

ableiten, dass das Unionsrecht durch das Konzept des Interessenschutzes geprägt ist (insb. EuGH 

C-240/09, Slowakischer Braunbär). Eine Vorschrift eines EU-Rechtsaktes räumt unionsrechtlich 

gewährleistete Rechte ein, wenn sie einerseits eine konkrete Verpflichtung der Mitgliedstaaten ent-

hält, eine Maßnahme zu setzen oder zu unterlassen. Durchgesetzt werden kann dieses Recht von 

jenen Personen, die ein besonderes Interesse an der Einhaltung der rechtsbegründenden Vorschrift 

haben: Dieses besondere Interesse kann sich bei gesundheitsschützenden Vorschriften etwa dar-

aus ergeben, dass jemand in unmittelbarer Nähe zur Quelle der Gesundheitsgefährdung wohnt und 

daher in seiner Gesundheit potentiell beeinträchtigt wird. In dieser Konstellation ähneln die so ermit-

telten unionsrechtlich gewährleisteten Rechte – man könnte sie aufgrund ihrem Bezug zur mensch-

lichen Gesundheit auch „anthropozentrisch“ nennen – stark den klassisch subjektiv-öffentlichen 

Rechten, wenngleich der EuGH idR bereits eine relativ niedrige Schwelle der Beeinträchtigung für 

die Durchsetzungsbefugnis ausreichen lässt. Augenscheinlicher ist der Unterschied bei den „öko-

zentrischen“ Rechten: Der EuGH geht nämlich davon aus, dass auch Vorschriften, die „nur“ die 

Umwelt als solche schützen, von Personen mit einem besonderen Interesse am Umweltschutz (= 

Umweltorganisationen) durchgesetzt können werden müssen. Ausschließlich umweltschützend und 



somit ökozentrisch sind etwa die Artenschutzvorschriften der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie oder die 

Vorschriften zum Schutz des ökologischen Zustands von Wasserkörpern in der Wasserrahmenricht-

linie. Insofern unterscheidet sich das Konzept des Interessenschutzes auch qualitativ von der 

Schutznormtheorie. 

 

Welche Bedeutung hat nun die Kombination von Art. 9 Abs. 3 Aarhus-Konvention und Art. 47 Abs. 1 

GRC für das nationale Recht? Zunächst einmal ist darauf hinzuweisen, dass es einen – wenn auch 

nicht sehr weiten – Bereich gibt, in dem Art. 47 GRC gar keine Rolle spielt. Dabei handelt es sich 

um all jene Angelegenheiten, die nicht durch das Unionsrecht erfasst sind. Hier kommt ausschließ-

lich Art. 9 Abs. 3 Aarhus-Konvention zur Anwendung. Der österreichische Gesetzgeber kann hier im 

Rahmen der engen Voraussetzungen des Art. 9 Abs. 3 Aarhus-Konvention „frei“ entscheiden, wem 

er Zugang zu Gerichten einräumen möchte. Zu denken wäre hier etwa an Bereiche des Natur-

schutzrechtes der Länder, die nicht durch die Naturschutz-Richtlinien der EU oder andere Unions-

rechtsakte erfasst sind. 

Der weitaus größere Bereich des Umweltrechts ist unionsrechtlich determiniert, insb. durch Richtli-

nien der EU. Hier kann als „innerstaatliches“ Kriterium iSd Art. 9 Abs. 3 Aarhus-Konvention die Not-

wendigkeit der Verletzung in unionsrechtlich gewährleisteten Rechten iSd Art. 47 Abs. 1 GRC her-

angezogen werden. Nationale Stellen – und zwar sowohl der Gesetzgeber als auch Verwaltungsbe-

hörden und Gerichte – sind also nicht nur an Art. 9 Abs. 3 Aarhus-Konvention, sondern auch an Art. 

47 Abs. 1 GRC gebunden. Es ist daher für die Frage, wem Rechtsschutz einzuräumen ist, maßgeb-

lich, wem unionsrechtlich gewährleistete Rechte iSd Konzept des Interessenschutzes, das soeben 

dargestellt wurde, zukommen. Einerseits hat dann der österreichische Gesetzgeber grundsätzlich 

die Verpflichtung, diesen Personen Rechtsschutzwege – somit idR die Möglichkeit einer Beschwer-

de an ein Verwaltungsgericht – zu eröffnen. Die Verpflichtung zur Beachtung der dargestellten völ-

ker- und unionsrechtlichen Vorgaben und damit auch zur Berücksichtigung der aus dem Sekundär-

recht erwachsenden Rechte trifft aber auch die Gerichte und Verwaltungsbehörden. 

 

 

Die zahlreichen Fragen, die sich im Zusammenhang mit der Umsetzung der Rechtsschutz-garantie 

insb. des Art. 9 Abs. 3 Aarhus-Konvention stellen, können hier nicht alle abschließend erörtert wer-

den. Es werden daher im Folgenden nur einige, als besonders wichtig erscheinende Fragen skiz-

ziert. Hinzuweisen ist jedenfalls auf einige Entscheidungen bzw. laufende Verfahren: So hat das 

ACCC, und ihm folgend auch die Vertragsstaatenkonferenz der Aarhus-Konvention bereits vor eini-

ger Zeit befunden, dass die Rechtslage in Österreich mangels Rechtsschutzmöglichkeiten von Um-

weltorganisationen gegen die Konvention verstößt (ACCC/C/2010/48). Ergänzt wird diese Entschei-

dung durch eine weitere Entscheidung des ACCC, in der deutlich gemacht wird, dass Art. 9 Abs. 3 

Aarhus-Konvention in gewissem Ausmaß auch nach Rechtsschutzmöglichkeiten im Zusammenhang 

mit (gerichtlich oder verwaltungsbehördlich) strafbaren Handlungen verlangt (ACCC/C/2011/63). 

Spätestens seit diesen beiden Entscheidungen ist der Handlungsbedarf auf Seiten des österreichi-

schen Gesetzgebers evident. 



Auch auf europäischer Ebene wurde die mangelnde Umsetzung des Art. 9 Abs. 3 Aarhus-

Konvention in der österreichischen Rechtsordnung bereits gerügt, und zwar mit Mahnschreiben der 

Europäischen Kommission vom 10.7.2014 (VV 14/4111). Eine weitere Facette erhält die Problema-

tik durch ein vom VwGH im Winter 2015 gestelltes Vorabentscheidungsersuchen an den EuGH (Rs 

C-664/15). Der VwGH ersucht darin den EuGH um Klärung, ob die oben bereits dargestellte Rsp 

dahingehend zu verstehen sei, dass die rein ökozentrischen Bestimmungen der Wasserrahmen-

richtlinie (insb. also das Verschlechterungsverbot) Umweltorganisationen Rechte einräumt, und 

wenn ja, wie diese Rechte durchgesetzt werden müssen. Im Lichte der oben skizzierten Judikatur 

des EuGH wird dieser die Frage nach dem Bestehen von Rechten wohl bejahen. 

 

Genau jene Frage, die der VwGH nunmehr dem EuGH zur Entscheidung vorgelegt hat, ist eine der 

wichtigsten Umsetzungsfragen im Zusammenhang mit individuellen Rechtsakten. Denn gegen Be-

scheide (und Maßnahmen) kann nach dem Konzept des B-VG Beschwerde an die Verwaltungsge-

richte erheben, wer behauptet, in seinen Rechten verletzt zu sein. Dabei ist nach (noch) hL und Rsp 

sowie auch bei der Parteistellung im Verwaltungsverfahren (vgl. § 8 AVG) auf das Vorliegen subjek-

tiv-öffentlicher Rechte abzustellen. Nach diesem Konzept kann aber eine Umweltorganisation Um-

weltschutzvorschriften weder im Verwaltungsverfahren noch im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 

geltend machen – Umweltschutzinteressen sind nämlich öffentliche Interessen und vermitteln daher 

keine subjektiv-öffentlichen Rechte iSd Schutznormtheorie. Wie kann diese Diskrepanz zu den An-

forderungen der Aarhus-Konvention und der GRC aufgelöst werden? 

Nun, einerseits steht es dem Gesetzgeber frei, explizite Beschwerdebefugnisse vorzusehen (dazu 

noch gleich unten). Aber auch die Gerichte und die Verwaltungsbehörden haben es in der Hand, 

einen völker- und unionsrechtskonformen Zustand herzustellen. Denn: Die Schutznormtheorie ist 

eine Theorie, die entwickelt wurde, um das Konzept der „Rechte“ mit Inhalt zu füllen. Als solche ist 

sie aber an keiner Stelle der österreichischen Rechtsordnung positiviert. Es gibt sohin auch keinen 

normativen Grund, sie – zumindest im Anwendungsbereich des Unionsrechts – nicht durch eine 

andere Theorie zu ersetzen. Nicht nur das: Vielmehr ist eine unionsrechtskonforme Auslegung des 

nationalen Rechts geboten, sofern der Wortlaut der relevanten Bestimmungen das zulässt. Die Kon-

sequenz eines solchen Theorienwechsels wäre ein erweiterter Kreis von Parteien und Rechtsmittel-

legitimierten – sowohl die Parteistellung im Verwaltungsverfahren als auch die Befugnis zur Be-

schwerdeerhebung im verwaltungsgerichtlichen Verfahren knüpfen ja an das Vorliegen von Rechten 

an – die dann auch bisher nicht von der Öffentlichkeit durchsetzbare Vorschriften, wie z.B. § 104a 

WRG, geltend machen könnten. 

 

Problematisiert wird auch immer wieder der fehlende Rechtsschutz im Zusammenhang mit umwelt-

relevanten Verordnungen. Rechtsschutz ist in diesem Bereich einerseits aufgrund von Art. 9 Abs. 3 

Aarhus-Konvention geboten, der generelle Rechtsakte nicht generell, sondern nur sofern es um 

Gesetzgebung geht, von seiner Anwendbarkeit ausnimmt. Im Übrigen differenziert auch der EuGH 

in seiner Rsp zu unionsrechtlich gewährleisteten Rechten nicht danach, ob die den Mitgliedstaaten 

treffende Verpflichtung durch Erlassung eines individuellen oder eines generellen Rechtsaktes zu 

erfüllen ist. 



In diesem Zusammenhang häufig genannte umweltrelevante Verordnungen wären etwa Sanie-

rungsprogramme nach dem WRG oder Schutzgebietsverordnungen für Europaschutzgebiete nach 

den Landesnaturschutzgesetzen. 

Dabei lassen sich hier zwei Konstellationen unterscheiden: Einerseits die Notwendigkeit der An-

fechtbarkeit rechtswidriger Verordnungen, und andererseits das Erfordernisses des Rechtsschutzes 

bei unterlassener Verordnungserlassung. Die erste Konstellation lässt sich auch ohne Tätigwerden 

des Gesetzgebers relativ leicht bewerkstelligen: Nach Art. 139 B-VG ist der VfGH zuständig dafür, 

Verordnungen auf ihre Gesetzeskonformität zu überprüfen. Natürliche oder juristische Personen 

können sich unter der Voraussetzung, dass sie durch die Verordnung aktuell und unmittelbar in ih-

ren Rechten betroffen werden und ihnen kein anderer zumutbarer Umweg offen steht, an den VfGH 

wenden. „Rechte“ können hier wiederum unionsrechtskonform verstanden werden; gesetzliche Um-

weltschutzbestimmungen räumen dann im Lichte der Judikatur des EuGH auch Umweltschutzorga-

nisationen Rechte ein. Die übrigen Zulässigkeitsvoraussetzungen – allen voran die Umwegsunzu-

mutbarkeit – sind freilich zu beachten und können eine zeitliche Beschränkung der unmittelbaren 

Anfechtbarkeit nach sich ziehen. 

Auch in der zweiten Konstellation kann eine Aarhus-konforme Lösung erreicht werden. Der ein-

fachste Weg dazu wäre die Erlassung entsprechender gesetzlicher Antragsbefugnisse von Umwelt-

schutzorganisationen – Beispiele für ähnlich gestaltete Antragsrechte finden sich etwa in § 53 WRG, 

teilweise aber auch in Landesnaturschutzgesetzen. Wird der Gesetzgeber nicht tätig, so können die 

Betroffenen den ungeregelten und daher komplizierteren Weg beschreiten: So ist dann ein Antrag 

auf Erlassung der geforderten Maßnahme – also etwa einer Schutzgebietsverordnung – an die zu-

ständige Behörde zu stellen. Gibt diese dem Antrag nicht statt (durch Erlassung der gewünschten 

Verordnung), so hat sie darüber mit Bescheid abzusprechen. Dieser kann dann im üblichen 

Rechtsweg bekämpft werden. 

 

Im Umweltbereich werden Verwaltungsbehörden aber nicht nur in Form von rechtsverbindlichen 

Akten wie Bescheiden oder Verordnungen tätig. Gerade auch aufgrund des EU-Rechts gibt es im-

mer mehr „Pläne und Programme“ – z.B. den Nationalen Gewässerbewirtschaftungsplan nach dem 

WRG. Dabei handelt es sich um generelle Akte, da diese sich nicht an einen individualisierten Ad-

ressatenkreis richten. Im Gegensatz zu Verordnungen sind sie aber nicht rechtsverbindlich. Die 

mangelnde Rechtsverbindlichkeit bedeutet nun aber nicht, dass diese Pläne keine tatsächlichen 

Auswirkungen haben – ihnen kommt vielmehr eine sanfte Steuerungsfunktion zu. Es kann daher 

auch im Zusammenhang mit nicht rechtsverbindlichen Akten ein Rechtsschutzbedürfnis geben. De 

lege lata kann ein Rechtsschutzsuchender gegen fehlerhafte – weil z.B. auf einer fehlerhaften Da-

tengrundlage beruhende – Pläne nicht vorgehen. Der Gesetzgeber hätte es aber in der Hand, hier 

nach Art. 130 Abs. 2 Z 1 B-VG eine Beschwerde wegen eines „Verhaltens einer Verwaltungsbehör-

de in Vollziehung der Gesetze“ vorzusehen – es ist zwar in der Lehre umstritten, ob davon auch 

Pläne erfasst sind, weil es sich dabei eben um generelle Akte handelt. Die besseren Argumente – 

insb. auch die andernfalls eintretende Völker- und Unionsrechtswidrigkeit – sprechen allerdings da-

für, auch Pläne und Programme unter Art. 130 Abs. 2 Z 1 B-VG zu subsumieren. Für die Nichterlas-

sung eines Planes gilt iW das zur Nichterlassung einer Verordnung Gesagte. 



 

Es gibt zahlreiche weitere Umsetzungsfragen und -probleme hinsichtlich des Zugangs zu Gerichten 

in Umweltangelegenheiten. Bei der Umsetzung der hier diskutierten Garantien ist einerseits immer 

darauf zu achten, dass der gewährte Rechtsschutz iSd Art. 9 Abs. 4 Aarhus-Konvention effektiv sein 

muss. Abgesehen von der zeitlichen Komponente und der Notwendigkeit einstweiligen Rechts-

schutzes ist dabei auch das Erfordernis der Kostengünstigkeit zu beachten. Auch aus Art. 47 Abs. 3 

Aarhus-Konvention ergibt sich eine bedingte Notwendigkeit zur Gewährung von Verfahrenshilfe. 

Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang in aller Kürze nur darauf, dass der EuGH (Rs Edwards, 

C-260/11) bereits darauf hingewiesen hat, dass Organisationen, die zum Schutz der Umwelt 

Rechtsmittel erheben und daher im Interesse der Allgemeinheit tätig werden, nicht mit übermäßigen 

Kosten belastet werden dürfen. Im Zusammenhang mit dem Rechtsschutz vor österreichischen 

Verwaltungsgerichten ist hier auch auf die aktuelle, durch eine Entscheidung des VfGH eingeleitete 

(VfGH 25.06.2015, G7/2015) Diskussion um Verfahrenshilfe im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 

hinzuweisen. 

Worauf in den vorangehenden Ausführungen noch nicht eingegangen wurde ist, dass der Art. 9 Abs. 

3 Aarhus-Konvention ja auch Überprüfungsverfahren in Bezug auf umweltrechtswidrige Handlungen 

oder Unterlassungen privater Akteure verlangt. Mittelbar können umweltrechtswidrige Handlungen 

Privater oft über die Beantragung staatlicher Maßnahmen zur Beseitigung oder Sanktionierung des 

rechtswidrigen Zustands bekämpft werden. Bei Unterlassungen ist dies nur teilweise möglich – etwa 

wenn eine Verpflichtung eines Privaten in einem Genehmigungsbescheid vorgesehen ist. Auch 

dann könnte man die Unterlassung des Privaten wieder als rechtswidrige Unterlassung der Auf-

sichtsbehörde qualifizieren und insb. mit verwaltungspolizeilichen Maßnahmen Abhilfe zu schaffen. 

 

 

Aus strategischer Perspektive gibt es nun grundsätzlich zwei Möglichkeiten, die völker- und unions-

rechtlichen Vorgaben in der österreichischen Rechtsordnung umzusetzen. Die eine ist keine Strate-

gie und auch keine Umsetzung im eigentlichen Sinn – in dieser Konstellation wird nämlich die Um-

setzung den Gerichten, also der Rechtsprechung überlassen. Die Gerichte können aber nur anhand 

der Fälle, die an sie herangetragen werden, entscheiden und behandeln daher auch nur die Fragen, 

die sich in diesen Fällen stellen. Abgesehen davon, dass die „Umsetzung“ der Rechtsschutzgaran-

tien auf diesem Weg langwierig ist – was mit Blick auf das anhängige Vertragsverletzungsverfahren 

problematisch ist – führt diese „Umsetzung“ zu erheblichen Rechtsunsicherheiten für Projektwerbe-

rInnen und ProjektgegnerInnen. Im Übrigen ist auch darauf hinzuweisen, dass die Aarhus-

Konvention in Art. 3 Abs. 1 Aarhus-Konvention nach einer klaren und transparenten Umsetzung der 

in der Aarhus-Konvention gewährten Garantien verlangt. Ob dies durch eine punktuelle Umsetzung 

in der Rechtsprechung erfüllt wird, ist mehr als fraglich. Eine Umsetzung durch den Gesetzgeber 

könnte einerseits dieses Gebot der Konvention erfüllen, andererseits sichtbar Rechtssicherheit 

schaffen und schließlich auch durch die Konvention eröffnete Spielräume nützen. 

 

Entschließt sich der bzw. einer der Gesetzgeber in Österreich dazu, die Aarhus-Konvention umzu-

setzen, dann gibt es wiederum verschiedene Ansätze wie eine solche Umsetzung ausgestaltet sein 



könnte. Denkbar sind einerseits eine umfassende Umsetzung in einem einheitlichen 

(Bundes-)Gesetz oder anderseits verschiedene Varianten sektoraler Umsetzungen in Landes- und 

Bundesgesetzen. Eine einheitliche Umsetzung, etwa in einem Umweltrechtsbehelfsgesetz, könnte 

potentiell systematisch sein. Allerdings stellt sich die Frage, auf welche Kompetenzgrundlage sich 

ein derartiges einheitliches Bundesumweltrechtsbehelfsgesetz stützen könnte – die Verfahrenskom-

petenzen des Art. 11 Abs. 2 B-VG bzw. Art. 136 Abs. 2 B-VG reichen dafür nicht aus. Grundsätzlich 

können aber Kompetenzen mittels Verfassungsbestimmung verschoben werden. Im Übrigen ist 

auch darauf hinzuweisen, dass Art. 16 Abs. 4 B-VG bzw. Art. 23d Abs. 5 B-VG es dem Bund unter 

gewissen Umständen ermöglichen, völker- bzw. unionsrechtlich gebotene Maßnahmen, welche 

nach der Kompetenzverteilung von den Ländern zu setzen sind, selbst zu setzen, wenn die Länder 

nicht tätig werden. Nach einer Feststellung der Vertragsverletzung durch den EuGH könnte also der 

Bund, auf die genannten Bestimmungen gestützt, ein einheitliches Bundesgesetz erlassen. Den 

Ländern käme dann ein „Zugriffsrecht“ zu – wenn und soweit sie nachträglich doch entsprechende 

Gesetze erlassen, würde das Bundesgesetz von Verfassung wegen außer Kraft treten. 

 

Als Fazit kann hier in aller Kürze gesagt werden, dass die Umsetzung der Rechtsschutzgarantie des 

Art. 9 Abs. 3 Aarhus-Konvention die österreichische Rechtsordnung vor einige Herausforderungen 

stellt – diese sollte der Gesetzgeber aber annehmen, sie sind zu bewältigen. Dabei ist daran zu 

erinnern, dass (Verfassungs-)Recht nicht ein Verhinderungsinstrument, sondern ein Mittel zur Ge-

staltung der Rechtsordnung und damit der Gesellschaft ist und auch als solches behandelt werden 

sollte. Scheitern könnte eine Umsetzung „nur“ am fehlenden politischen Willen – Hinweisen auf die 

mangelnde Dringlichkeit des Themas Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten können Hin-

weise auf drohende finanzielle Konsequenzen durch den EuGH sowie potentielle Kompetenzverlus-

te entgegengehalten werden. 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 



 

 

 

 



 

 

Siim Vahtrus, Justice and Environment, Vorsitzender 

 

Mehrere rechtliche Instrumente räumen das Recht auf eine gesunde Umwelt ein. Eines der bekann-

testen Dokumente, welches dies anerkennt, ist das UNECE Übereinkommen über den Zugang zu 

Informationen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerich-

ten in Umweltangelegenheiten (Aarhus-Konvention). Gem. Art. 1 gewährt die Konvention gewisse 

prozessuale Rechte, um „zum Schutz des Rechts jeder männlichen/weiblichen Person gegenwärti-

ger und künftiger Generationen auf ein Leben in einer seiner/ihrer Gesundheit und seinem/ihrem 

Wohlbefinden zuträglichen Umwelt beizutragen“. 

Die Konvention bietet drei „Gruppen“ von Rechten: das Recht auf Zugang zu Umweltinformationen, 

das Recht auf Beteiligung an Entscheidungen auf verschiedenen Levels und das Recht auf Zugang 

zu rechtlichen Überprüfungsverfahren (inklusive Gerichte), sofern Umweltrecht berührt wird. 

Von diesen drei Gruppen an Rechten, hat die letzte – der Zugang zu Gerichten – das größte Poten-

tial zur Stärkung von Einzelpersonen und Umweltorganisationen. Gleichzeitig ist es auch das stärks-

te Instrument, um private und öffentliche Stellen für Handlungen und Unterlassungen im Umwelt-

recht zur Verantwortung zu ziehen. Das Recht zur gerichtlichen Überprüfung von umweltrechtlichen 

Entscheidungen ermöglicht der Öffentlichkeit, sicherzustellen, dass das Recht korrekt angewandt 

wird und es ermächtigt sie, sicherzustellen, dass die Umwelt in einem Zustand gewahrt wird, wel-

cher für die Gesundheit und das Wohlbefinden notwendig ist. 

In diesem Art. sollen der Hintergrund und die verschiedenen Umsetzungsvarianten des Zugangs zu 

Gerichten in anderen EU-Staaten beschrieben werden. So wie es nachfolgend beschrieben wird
1
, 

gibt es verschiedene Varianten der Umsetzung, vor allem was eines der zentralen Probleme betrifft: 

die Klagebefugnis („legal standing“, d.h. wer befugt ist, das Gericht im Fall einer angeblichen Verlet-

zung von Umweltrecht anzurufen). Der Vergleich ist möglicherweise wichtig für die Situation in Ös-

terreich, wo sich nach wie vor die Gesetzgebung nicht für eine Lösung entschieden hat. 

                                                      
1  Die Beschreibung von gesetzlichen Bestimmungen und rechtlicher Praxis beruht zum größten Teil auf den soge-

nannten Darpö-Studien, in welchen von einer ExpertInnengruppe unter der Leitung von Professor Darpö 

2012/2013 im Auftrag der Europäischen Kommission rechtsvergleichend der Zugang zu Gerichten in der EU ana-

lysiert wurde. Die Studien sind auf Englisch abrufbar unter http://ec.europa.eu/environment/aarhus/studies.htm 

http://ec.europa.eu/environment/aarhus/studies.htm


 

 

Die sogenannte „dritte Säule” der Aarhus-Konvention – Zugang zu Gerichten – wird in Art. 9 gere-

gelt. Sie ist in drei unterschiedlichen Fällen leicht verschieden geregelt: 

 Verstöße gegen das Recht auf Zugang zu Umweltinformationen (Art. 9 Abs. 1) 

 Entscheidungen, Handlungen und Unterlassungen, welche Öffentlichkeitsbeteiligungen vorse-

hen (Großprojekte mit vermutlich wesentlichen Umweltauswirkungen, Art. 9 Abs. 2); 

 Jegliche Handlungen und Unterlassungen, welche gegen nationales Umweltrecht verstoßen 

(Art. 9 Abs. 3). 

In allen drei Fällen wird die Frage der Klagslegitimation verschieden geregelt. Unter Art. 9 Abs.1 

liegt die Berechtigung bei der Person, deren Informationsanfrage widerrechtlich verweigert oder 

nicht vollständig beantwortet wird. Bei Art. 9 Abs. 2 haben die Mitgliedstaaten der Konvention einen 

Ermessensspielraum und können die Klagslegitimation auf jene Personen beschränken, die ein 

„Interesse“ haben oder deren Rechte berührt werden. Umweltorganisationen haben jedenfalls ein 

solches Interesse und ihnen ist daher Klagslegitimation gegen Entscheidungen, Handlungen und 

Unterlassungen gem. Art. 6 einzuräumen. Der dritte Fall, Art. 9 Abs. 3 umfasst den größten Bereich, 

nämlich jeden Verstoß gegen Umweltrecht. Entsprechend groß ist daher auch der Ermessensspiel-

raum der Mitgliedstaaten bezüglich der Klagslegitimation. 

Neben der Frage der Klagslegitimation regelt Art. 9 Abs. 4 der Aarhus-Konvention auch, dass die 

Überprüfungsverfahren „angemessenen und effektiven Rechtsschutz und, soweit angemessen, 

auch vorläufigen Rechtsschutz“ bieten müssen, sowie dass sie „fair, gerecht, zügig und nicht über-

mäßig teuer“ sein müssen. 

 

Die EU und ihre Mitgliedstaaten sind in einer besonderen Situation, was die Umsetzung der Aarhus-

Konvention betrifft, da beide Vertragsparteien sind. Als solche gewährt die EU Umweltorganisatio-

nen einen zusätzlichen Zugang zu Gerichten hinsichtlich ihrer eigenen Entscheidungen über die 

sogenannte „Aarhus-Verordnung“.
2
 Diese Verordnung gewährt Umweltorganisationen, die gewisse 

Voraussetzungen erfüllen, die Möglichkeit auf die Überprüfung administrativer Akte von EU Instituti-

onen und nachfolgend, den Zugang zum EuGH. 

Darüber hinaus implementierte die EU Zugang zu Gerichten in sektoralen Richtlinien wie der UVP-

Richtlinie
3
 und der Industrie-Emissions-Richtlinie

4
. Diese Umsetzungsschritte zielen vor allem auf 

Art. 9 Abs. 2 der Konvention ab. Trotz diverser Anstrengungen gibt es jedoch nach wie vor keine 

                                                      
2  Verordnung (EG) 1367/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. September 2006 über die An-

wendung der Bestimmungen des Übereinkommens von Aarhus über den Zugang zu Informationen, die Öffentlich-

keitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten auf Organe 

und Einrichtungen der Gemeinschaft 

3  RL 2011/92/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 über die Umweltverträg-

lichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten 

4  RL 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 über Industrieemissionen 

(integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung) 



EU-Richtlinie über Zugang zu Gerichten in allen Umweltangelegenheiten. Die Europäische Kommis-

sion legte 2003 einen Entwurf dazu vor, zog diesen jedoch nach anhaltender Blockade durch einige 

Mitgliedstaaten im Rat zurück. 

 

Wie bereits beschrieben, sehen die Aarhus-Konvention und das diese umsetzende EU-Recht eine 

bevorzugte Behandlung von Umweltorganisationen vor, vor allem wenn es sich um bestimmte Pro-

jekte mit schwerwiegenden Auswirkungen auf die Umwelt handelt (Art. 9 Abs. 2 der Konvention). 

Dies führt zur Frage, was eine solche Sonderstellung rechtfertigt. 

Dieses Thema wurde in vielen akademischen Aufsätzen behandelt, eine gute Antwort bietet aber 

nicht zuletzt die Meinung von Generalanwältin Sharpston im EuGH Fall C-263/08 (Djurgården): 

 Umweltschutz ist nicht die Aufgabe von Einzelnen, sondern die Verantwortung der Gesellschaft. 

Umweltorganisationen sind geeignete VertreterInnen um die kollektiven Interessen zur Abwehr 

von Umweltschäden wahrzunehmen. 

 Mithilfe ihres Spezialwissens können Umweltorganisationen besser gemeinsame Interessen 

vertreten als dies mehrere Einzelpersonen tun würden. 

 Durch das Kanalisieren von Interessen verschiedener Einzelpersonen und durch ihre Expertise 

können Umweltorganisationen potentiell die Zahl der anhängigen Fälle reduzieren und so Ge-

richte stärken. 

 Das Einräumen einer weitreichenden Klagebefugnis für Umweltorganisationen kann als guter 

Kompromiss zwischen der Maximalvariante „actio popularis“ (jede Person kann gegen jedes 

Vergehen vorgehen) und der Minimalvariante von Klagebefugnis nur bei Verletzung subjektiver 

Rechter gesehen werden.
5
 

Der EuGH erkannte in einem späteren Fall (EuGH C-115/09 Trianel) an, dass Umweltorganisatio-

nen eine Sonderstellung einnehmen und ihnen daher eine andere Behandlung zuteilwerden muss. 

Der Gerichtshof sprach dort ausdrücklich aus, dass das Beschränken der Rechte von Umweltorga-

nisationen auf die Bekämpfung von Verletzungen subjektiver Rechte in UVP-Verfahren nicht akzep-

tabel sei. Ein solches Vorgehen würde bedeuten, dass Umweltorganisationen vom Großteil des 

Gerichtszugangs in Umweltangelegenheiten ausgeschlossen würden. Dies würde der Aarhus-

Konvention und dem darauf beruhenden Unionsrecht sowie dem Effektivitätsgrundsatz der EU wi-

dersprechen. Daher entschied der EuGH, dass Umweltorganisationen jene Rechtsverletzungen 

bekämpfen können müssen, welche gegen Interessen der Öffentlichkeit verstoßen (wie etwa der 

Großteil des Naturschutzrechtes) und nicht nur solche, die subjektive Rechte verletzen.
6
 Der EuGH 

entschied auch, dass diese Voraussetzung für Zugang zu Gerichten in der UVP-Richtlinie direkt in 

den Mitgliedstaaten anwendbar ist.
7
 

Die Sonderstellung von Umweltorganisationen, welche durch die Aarhus-Konvention und durch das 

Unionsrecht garantiert wird, stellt eine Herausforderung für einige Mitgliedstaaten dar, vor allem für 

jene der „kontinentalen“ Rechtstradition wie Österreich und Deutschland. In diesen Staaten steht die 

                                                      
5  Meinung der Generalanwältin Sharpston, abgegeben am 2. Juli 2009 im Fall C-263/08 (Djurgården-Lilla Värtans 

Miljöskyddsförening v Stockholms kommun genom dess marknämnd), para 59-63. 

6  EuGH 12.5.2011 C-115/09, Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland, Landesverband Nordrhein‑Westfalen 

e. V. gegen Bezirksregierung Arnsberg, para 35-50. 

7  Ebenda, para 51-59. 



Klagebefugnis traditionell jenen Personen zu, deren Rechte verletzt werden und im Fall, dass die 

genannten Rechte dazu gedacht sind, die Interessen einer solchen Person zu schützen (Schutz-

normtheorie). Das Schaffen von Zugang zu Gerichten für Umweltorganisationen bedeutet daher in 

den genannten Rechtsordnungen nicht weniger als einen kompletten kulturellen/systemischen 

Wandel. 

 

 

Wie bereits angesprochen, war die Rechtslage in Deutschland traditionell sehr eingeschränkt hin-

sichtlich der Klagebefugnis. Anerkannt war diese nur, wenn Verstöße gegen Normen vorlagen, wel-

che die Rechte Einzelner schützen sollten. Bspw. konnte eine Eigentümerin von Land die Genehmi-

gung einer Industrieanlage beeinspruchen, falls Lärm oder Luftverschmutzung ihre Gesundheit oder 

Eigentumsnutzung beeinträchtigten. 

Umweltorganisationen wurde eine spezielle Klagebefugnis im Bundesnaturschutzgesetz zugestan-

den. In diesem dürfen „anerkannte“ Umweltorganisationen Verstöße gegen das Gesetz gerichtlich 

geltend machen. Um anerkannt zu werden, müssen die Organisationen einen Antrag übermitteln 

und folgenden Kriterien entsprechen: 

 Organisation fördert nach ihrer Satzung ideell und nicht nur vorübergehend vorwiegend die 

Ziele des Umweltschutzes 

 Organisation besteht seit zumindest drei Jahren und ist seitdem im Umweltschutz aktiv tätig 

 Organisation leistet Gewähr für eine sachgerechte Aufgabenerfüllung (nach Art und Umfang der 

Tätigkeit, des Mitgliederkreises und der Leistungsfähigkeit) 

 Gemeinnützigkeit 

 Offene Mitgliedschaft 

In der Praxis erfuhr gerade das letzte dieser Kriterien starke Kritik, da es nur Mitglieder-

Organisationen Zugang zu Gerichten erlaubt und große NGOs wie den WWF oder Greenpeace 

ausschließt. Die zweite wichtige Einschränkung liegt darin, welche Entscheidungen angefochten 

werden können. Nach dem Gesetz sind davon nur eine Reihe von Entscheidungen aus dem Natur-

schutz erfasst, nicht aber generell alle Normen des Umweltschutzes. 

Deutsche Gesetze und Gerichte wandten in UVP- und IPPC-Verfahren zuerst noch die Schutz-

normtheorie an, bis der EuGH dies mit dem Trianel-Urteil als unzulässig einstufte und NGOs nun 

einen weiter gehenden Zugang haben. 

Bezüglich des Zugangs zu Gerichten nach Art. 9 Abs. 3 der Aarhus-Konvention bestehen derzeit 

keine Regelungen für Umweltorganisationen. Ein entsprechendes Umsetzungsgesetz ist jedoch 

bereits in Arbeit. 

 

Die Herangehensweise von Portugal ist genau entgegengesetzt zu jener von Deutschland. Statt der 

sehr engen, interessensbasierenden Rechtslage, entschied sich Portugal für das actio popularis 

System. Jede Person hat das Recht eine Klage einzubringen um die öffentliche Gesundheit, Le-



bensqualität und Umweltschutz zu verteidigen. Dies wurde bereits 1989 durch ein Verfassungsge-

setz beschlossen, jedoch erst 1995 durch ein Gesetz spezifiziert und somit anwendbar. 

Nach diesen Regeln kann jede Bürgerin/jeder Bürger und auch jede Organisation mit dem Ziel des 

Schutzes der genannten Rechte eine Klage einbringen, unabhängig ob ein sonstiges rechtliches 

Interesse daran besteht. Die Person oder Organisation kann sogar die Interessen Dritter wahrneh-

men, sofern diese nicht widersprechen. 

 

Verglichen mit den vorhergegangenen Beispielen liegt die schwedische Lösung „dazwischen“. Ge-

nerell hängt die Klageberechtigung daran, ob potentiell Interessen einer Person beeinträchtigt wer-

den. Vereinfacht gesagt: Wenn die Rechtsnorm dazu gedacht ist, spezifische Interessen zu schüt-

zen, können die VetreterInnen dieser Interessen (Einzelpersonen und Umweltorganisationen) gegen 

diese gerichtlich vorgehen. Davon erfasst sind bspw. Lärm, Abgase oder Abwasser bei Nachbar-

schaft zu Industrieanlagen. 

Für Umweltorganisationen hat das schwedische Umweltschutzgesetz
8
 eine zusätzliche Regelung, 

nach der diese Entscheidungen über „Genehmigungen, Billigungen und Ausnahmen“ nach dem 

Gesetz vor Gericht anfechten können. Umweltorganisationen müssen folgende Kriterien erfüllen: 

 Non-Profit und statutenmäßiger Zweck des Naturschutzes, Umweltschutz oder Outdoor-

Erholung 

 Aktiv in Schweden seit zumindest drei Jahren 

 Zumindest 100 Mitglieder oder ein anderer Nachweis der Unterstützung durch die Öffentlichkeit 

Als Kritikpunkt sei hier angemerkt, dass einige Umweltangelegenheiten nicht unter das Umwelt-

schutzgesetz fallen und daher ausgenommen sind, wie Fischerei, Jagd und Forstschutz. 

 

Eine Besonderheit des französischen Rechtsschutz-Systems ist es, dass es zwei verschiedene Ar-

ten der Überprüfung kennt. Überprüfung der Gesetzmäßigkeit ist im Wesentlichen ein Verfahren zur 

Kontrolle, welches zur Aufhebung des bekämpften Aktes führen kann. Der Verfahren zur „vollständi-

gen Überprüfung“ hingegen erlaubt es, dass das Gericht die Entscheidung abändert. Im Umwelt-

recht ist die „vollständige Überprüfung“ nur eingeschränkt möglich, nicht alle Entscheidungen kön-

nen vom Gericht abgeändert werden. 

Bezüglich der Klageberechtigung ist die Unterscheidung für Einzelpersonen stark relevant. Die 

Überprüfung der Gesetzmäßigkeit kann beantragt werden, falls negative Effekte auf persönliche und 

sachbezogene Interessen vorliegen. Die vollständige Überprüfung ist nur möglich für Verletzungen 

von subjektiven Rechten. 

Für Umweltorganisationen enthält das französische Recht spezielle Normen. Nach dem Umwelt-

schutzgesetz kann jede Organisation, die dem Umweltschutz dient, Klage erheben, falls der Fall 

ihrem Zweck entspricht. Für „anerkannte“ Umweltorganisationen wird die Klagebefugnis vermutet. 

Für die Anerkennung muss die Umweltorganisation 

                                                      
8  Miljöbalken (1998:808) 



 im Bereich des Naturschutzes, des Wildnis-Managements, der Verbesserung der  

Lebensumwelt, des Schutzes von Wasser, Luft, Boden, Landschaft und Stadtplanung, der Kon-

trolle von Verschmutzung und Belästigungen oder des generellen Umweltschutzes tätig sein; 

 diese satzungsgemäßen Tätigkeiten bereits seit mindestens drei Jahren ausführen. 

 

Obwohl Estland bereits 2002 die Aarhus-Konvention ratifizierte, dauerte es bis 2012, bis spezielle 

Regelungen zu Zugang zu Gerichten in Umweltfragen gesetzlich verankert wurden. In den 10 Jah-

ren bis dahin gab es einige relevante Fälle, in denen der Oberste Gerichtshof von Estland die Fra-

gen aufgriff und gestaltete. 

Die erste wichtige Entscheidung des Obersten Gerichtshofes von Estland betraf Art. 9 Abs. 2 der 

Konvention und gestand Umweltorganisationen zu, Entscheidungen im Umweltbereich anfechten zu 

dürfen.
9
 Dem folgte eine Grundsatzentscheidung (Nr. 3-3-1-43-06)

10
, in dem der Gerichtshof fest-

hielt, dass auch eine Personengesellschaft Zugang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten haben 

kann, sofern sie eine „wesentliche Gruppe der lokalen Bevölkerung“ vertritt. Dies war im gegen-

ständlichen Verfahren der Fall, da fast 2.500 Personen den Fall per Unterschrift unterstützten. 

In den derzeit anwendbaren Gesetzen, welche zum Großteil das bestehende Case-Law abbilden, 

wird die Klagebefugnis von Umweltorganisationen vermutet, sofern der Fall mit den Zielen der Or-

ganisation laut deren Statut oder bisheriger Aktivität verbunden ist. Umweltorganisationen können 

dabei sowohl juristische Personen (Stiftungen, Vereine) und auch Personengesellschaften ohne 

Rechtspersönlichkeit sein, sofern sie einen signifikanten Teil der lokalen Bevölkerung vertreten. 

Zusätzlich müssen sie den Umweltschutz unterstützen (entweder sie haben dies gemacht, oder es 

ist geplant, falls die Organisation noch neu ist). Es gibt keine Verpflichtung, sich zu registrieren, oder 

bereits einen gewissen Zeitraum zu bestehen. 

Für Einzelpersonen wird in Estland das deutsche Modell der Schutznormtheorie angewandt. Seit der 

Einführung des Umweltschutzgesetzes im August 2014 besteht außerdem ein neues Recht hinsicht-

lich Klagebefugnis: das Recht auf eine Umwelt, die zur persönlichen Gesundheit und Wohlbefinden 

geeignet ist. Dies hat das Potential, die Klagebefugnis für Einzelpersonen in Umweltangelegenhei-

ten wesentlich zu erweitern. 

 

Obgleich das Fehlen der Klagebefugnis die wichtigste und offensichtlichste Schranke für den Zu-

gang zu Gerichten in Umweltangelegenheiten ist, so sind auch andere Hürden für effektiven 

Rechtsschutz zu überwinden. Einige der wichtigsten sind: 

 Umfang der Überprüfung: Das Limitieren der Anfechtungsbefugnis auf bloß prozessuale Aspek-

te verhindert einen effektiven Umweltschutz. Auch die Beschränkung auf subjektive Rechte und 

Interessen (Stichwort Schutznormtheorie) kann die Effektivität wesentlich einschränken. Und 

                                                      
9  Urteil des Obersten Gerichtshofes vom 29.1.2004, case nr 3-3-1-81-03 

10  Urteil des Obersten Gerichtshofes vom 28.11.2006, case nr 3-3-1-43-06 

http://www.riigikohus.ee/?id=11&tekst=RK/3-3-1-81-03
http://www.riigikohus.ee/?id=11&tekst=RK/3-3-1-43-06


schließlich ist die Frage der Bekämpfung von Unterlassungen in vielen EU-Staaten bislang un-

geklärt und führt zu einer Rechtsschutzlücke, so die Darpö-Studien
11

. 

 Kosten und auch bloß drohende Kosten können prohibitiv wirken und zu einem Ausbleiben von 

Fällen führen, obwohl Klagebefugnis besteht. Neben den Kosten des Verfahrens selbst, stellt 

auch das Problem der Unvorhersehbarkeit der Kosten wie in Irland, UK und Estland Umweltor-

ganisationen vor unüberwindbare Hindernisse. Dies betrifft sowohl zu weit gefasste Diskretion 

der Gerichte und Behörden, als auch Fälle, in denen das „loser pays principle“ (Kostentragung 

der unterlegenen Partei, inklusive Anwaltskosten) auf NGOs angewandt wird. 

 Die Verfahrensdauer ist in einigen Ländern ein massives Problem (z.B. in Griechenland und 

Italien). Gerichtsverfahren sind dann kein effektives Werkzeug zum Umweltschutz mehr, gerade 

wenn es keine ausreichende aufschiebende Wirkung gibt. 

 Zu strenge Regeln über aufschiebenden Rechtsschutz (z.B. zu selten gewährt, geringe Sicher-

heitsleistungen), welche dazu führen, dass zwar vor Gericht gewonnen wird, aber das Umwelt-

gut bereits unwiederbringlich zerstört ist, wenn das Urteil kommt. 

 

Klageberechtigung für Umweltorganisationen ist in verschiedenen EU-Mitgliedstaaten sehr unter-

schiedlich geregelt, trotz des gemeinsamen Rahmens der Aarhus-Konvention. Es ist offensichtlich, 

dass die weitere Verwendung der Schutznormtheorie nicht zulässig wäre, zumindest was Umweltor-

ganisationen betrifft. Ein vernünftiger und gut begründeter Kompromiss zwischen dieser und dem 

anderen Extrem, der actio poularis, wäre es, Umweltorganisationen umfangreichen Rechtsschutz 

zuzugestehen. Ob dies über die vermutete Klagebefugnis, oder über Beeinträchtigung der Interes-

sen von Umweltorganisationen läuft, sollte noch mit Blick auf die Vereinbarkeit mit der Aarhus-

Konvention diskutiert werden, ebenso zusätzliche Voraussetzungen wie Bedingungen für die Mit-

gliedschaft. Dabei muss immer im Auge behalten werden, dass die Kriterien nicht übermäßig streng 

sein dürfen, um nicht einen Großteil der aktiven und kompetenten Umweltorganisationen auszu-

schließen. 

Abschließend sei gesagt: Liberalere Regeln zur Klagebefugnis bedeuten nicht notwendigerweise 

eine Flut an Gerichtsverfahren. Umweltorganisationen haben viele andere Möglichkeiten, ihre Ziele 

zu erreichen und Fragen wie Kosten und Ressourcenaufwand werden immer eine Rolle dabei spie-

len und dafür sorgen, dass die Zahl der potentiellen Gerichtsverfahren gering bleibt. In Estland lag 

bspw. die Zahl der neuen Umweltrechtsverfahren bei 50 bis 65 pro Jahr zwischen 2010 bis 2014, 

mit sinkender Tendenz, obwohl die Rechte nun gesetzlich festgehalten wurden. Das bedeutet im 

Endeffekt, dass weniger als 5 % aller Verwaltungsgerichtsverfahren (2013 und 2014 nur 1 %!) über-

haupt umweltrechtlicher Natur waren. Das Potential, dass die Ausweitung der Klagebefugnis dem 

Umweltschutz bringt, ist jedenfalls deutlich größer als die damit einhergehenden Nachteile. 

 

                                                      
11  Siehe Fußnote 1, http://ec.europa.eu/environment/aarhus/studies.htm 

http://ec.europa.eu/environment/aarhus/studies.htm


 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 



 Kurzgutachten im Auftrag der Bundesarbeitskammer aus Anlass des Entwurfs für ein 

Bundesgesetz mit dem das Umweltinformationsgesetz geändert wird (120/ME, XXV.GP) – 

Univ. Prof. Dr. Verena Madner 

 

 Übereinkommen von Aarhus über den Zugang zu Informationen, die 

Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungsverfahren und den Zugang zu Gerichten in 

Umweltangelegenheiten samt Erklärung – StF: BGBI. III Nr. 88/2005 (NR: GP XXII RV 654 

AB 662 S. 82. BR: AB 7150 S. 715) 

 

 ECE/MP.PP/2014/L.11, Draft decision V/9b on compliance by Austria with its obligations 

under the Convention  

 

Das Dokument enthält den Entwurf für die Rüge Österreichs, der so durch die 

5. Vertragsstaatenkonferenz in Maastricht (MoP) auch angenommen worden ist – 

siehe http://www.unece.org/env/pp/aarhus/mop5_docs.html#/  

bzw. das Dokument über die Entscheidungen der 5. MoP vom 15. Oktober 2014  

http://www.unece.org/fileadmin/DAM/env/pp/mop5/Documents/Post_session_docs/ece_mp.

pp_2014_2_add.1_eng.pdf 

 

 ECE/MP.PP/C.1/2012/4, Findings and recommendations with regard to communication 

ACCC/C/2010/48 concerning compliance by Austria  

(~ enthält die Empfehlungen des ACCC vom 16. Dezember 2011) 

 

 ECE/MP.PP/C.1/2014/3, Findings and recommendations with regard to communication 

ACCC/C/2011/63 concerning compliance by Austria  

(~ enthält die Empfehlungen des ACCC vom 27. September 2013) 

 

 Europäische Kommission, Aufforderungsschreiben zur Umsetzung von Art. 9 Abs. 3 Aarhus-

Konvention vom 10. Juli 2014 – Vertragsverletzung Nr. 2014/4111 C(2014)4883 final 

 

 AK-Pressemeldung vom 17. Juni 2016  

„Aarhus-Konvention umsetzen: Große Bauprojekte würden dann schneller mit fairer 

Bürgerbeteiligung entschieden werden“ 

 

http://www.unece.org/env/pp/aarhus/mop5_docs.html#/
http://www.unece.org/fileadmin/DAM/env/pp/mop5/Documents/Post_session_docs/ece_mp.pp_2014_2_add.1_eng.pdf
http://www.unece.org/fileadmin/DAM/env/pp/mop5/Documents/Post_session_docs/ece_mp.pp_2014_2_add.1_eng.pdf


 



 



 







 



 



 



 



 



 



 



 



 



 



 



 



 



 



 



 



 



 



 



 





 



 





 



 



 



 



 



 



 



 



 



 



 



 



 



 



 



 





 



 



 



 



 



 



 



 



 



 





 



 



 



 



 



 



 



 



 



 



 





 



 



aA  anderer Ansicht 

Aarhus-VO EU-Aarhus-Verordnung 

ABl  Amtsblatt (~ der EU) 

ACCC  Aarhus Convention Compliance Committee 

AKG  Arbeiterkammergesetz 

ASFINAG Autobahnen- und Schnellstraßen-Finanzierungs-Aktiengesellschaft 

AVG  Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 

AWG  Abfallwirtschaftsgesetz 

B-VG  Bundes-Verfassungsgesetz 

BGBl  Bundesgesetzblatt 

BI  Bürgerinitiative 

BMLFUW Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und 

Wasserwirtschaft 

BVB  Bezirksverwaltungsbehörde 

BVerfG  (~ deutsches) Bundesverfassungsgericht 

BVwG  Bundesverwaltungsgericht 

ECE  Wirtschaftskommission für Europa 

(engl. Economic Commission for Europe) 

EG  Europäische Gemeinschaft 

EG-K  Emissionsgesetz-Kesselanlagen 

EK  Europäische Kommission 

EMRK  Europäische Menschenrechtskonvention 

ErlRV  Erläuterungen zur Regierungsvorlage 

ErwGr  Erwägungsgrund 

EU  Europäische Union 

EuG  Europäisches Gericht 

EuGH  Europäischer Gerichtshof 

ff  folgende 

GA  Generalanwalt / Generalanwältin (~ beim EuGH) 

GewO  Gewerbeordnung 

GRC  Europäische Grundrechte-Charta 

hL und Rsp herrschende Lehre und Rechtsprechung 

HS  Halbsatz 

idS  in diesem Sinne 

ieS  in engerem Sinne 

IPPC Integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung 

(engl. Integrated Pollution Prevention and Control) 

IPPC-RL EU-Richtlinie über die integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltver-

schmutzung (engl. Integrated Pollution Prevention and Control) 

iVm  in Verbindung mit 



KOM  Europäische Kommission 

L-VG  Landes-Verfassungsgesetz 

leg cit des zitierten Gesetzes, die zitierte Gesetzesstelle (lat. legis citatæ) 

~ juristische Kurzbezeichnung für das soeben angegebene Gesetz oder die ange-

gebene Gesetzesstelle 

lit littera (lat. Buchstabe) 

~ wird in der Rechtswissenschaft verwendet, um einen bestimmten Punkt von ‚nach 

Buchstaben gegliederten‘ Aufzählungen in Rechtsnormen zu zitieren 

LReg  Landesregierung 

LT  Landtag 

LVwG  Landesverwaltungsgericht 

mE  meines Erachtens 

MGS  Mitgliedstaaten (~ der EU) 

mHa  mit Hinweis auf 

MinroG  Mineralrohstoffgesetz 

MoP  Vertragsstaatenkonferenz (engl. Meeting of Parties) 

mwN  mit weiteren Nennungen 

NGO  Nichtregierungsorganisation (engl. Non Governmental Organisation) 

ÖB  Öffentlichkeitsbeteiligung 

ÖB-RL  EU-Richtlinie über die Öffentlichkeitsbeteiligung 2003/35/EG 

Rs  Rechtssache 

Rz  Randziffer 

SA  Schlussantrag der/des Gutachtens 

SUP  strategische Umweltprüfung 

SUP-RL EU-Richtlinie über die strategische Umweltprüfung 

UA  Umweltanwalt 

UIG  Umweltinformationsgesetz 

UNECE  Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für Europa 

(engl. United Nations Economic Commission for Europe) 

UO  Umweltorganisation 

US  Umweltsenat 

UVGA  Umweltverträglichkeitsgutachten 

UVP  Umweltverträglichkeitsprüfung 

UVP-G  Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 

UVP-RL EU-Richtlinie über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

UVP-Rs Rundschreiben zum Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 

VfGH  (~ österreichischer) Verfassungsgerichtshof 

VfSlg Amtliche Sammlung der Erkenntnisse und wichtigsten Beschlüsse des österreichi-

schen Verfassungsgerichtshofes (1919-1920; Neue Folge 1921-1933, 1946 ff) 

vgl  vergleiche 

VO  Verordnung 

VP  Vertragsparteien 

VVG  Verwaltungsvollstreckungsgesetz 

VwG  Verwaltungsgericht 

VwGH  Verwaltungsgerichtshof 

VwGVG Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz 

WKG  Wirtschaftskammergesetz 

WRG  Wasserrechtsgesetz 

 



„Informationen zur Umweltpolitik“ werden in unregelmäßigem Abstand vom Institut für Wirtschaft und 

Umwelt der AK herausgegeben und behandeln aktuelle Fragen der Umweltpolitik. Sie sollen in ers-

ter Linie Informationsmaterial und Diskussionsgrundlage für an diesen Fragen Interessierte darstel-

len. 

Bei Interesse an vergriffenen Bänden wenden Sie sich bitte an die Sozialwissenschaftliche Studien-

bibliothek der AK Wien. 

154 Was kostet die Umwelt? GATS und die 

Umweltrelevanz der WTO-Abkommen 

Tagungsband, Wolfgang Lauber (Hrsg.), 2003 

155 Ausverkauf des Staates? Zur Privatisierung der 

gesellschaftlichen Infrastruktur 

Tagungsband, Wolfgang Lauber (Hrsg.), 2003 

156 Umweltschutz- und ArbeitnehmerInnenschutz-

Managementsysteme 

Thomas Gutwinski, Christoph Streissler (Hrsg.), 

2003 

157 Bestrafung von Unternehmen – Anforderungen 

an die kommende gesetzliche Regelung aus 

ArbeitnehmerInnen- und KonsumentInnensicht, 

Tagungsband, Werner Hochreiter (Hrsg.), 2003 

158 Was kostet die Umwelt? Wie umweltverträglich 

ist die EU? 

Tagungsband, 2004 

159 Schutz von Getränkemehrwegsystemen – 

Aufarbeitung fachlicher Grundlagen anlässlich 

der Aufhebung der Getränkeziele durch den 

Verfassungsgerichtshof 

Walter Hauer, 2003 

160 Soziale Nachhaltigkeit 

Beate Littig, Erich Grießler, 2004 

161 Der „Wasserkrieg“ von Cochabamba. 

Zur Auseinandersetzung um die Privatisierung 

einer Wasserversorgung in Bolivien 

Hans Huber Abendroth, 2004 

162 Hauptsache Kinder! Umweltpolitik für Morgen 

Tagungsband, 2004 

163 Verkehrsmengen und Verkehrsemissionen auf 

wichtigen Straßen in Österreich 1985-2003 

Österreichisches Institut für Raumplanung, 

2004 

164 Einflussfaktoren auf die Höhe der 

Müllgebühren, 2005 

165 Anteil des LKW-Quell-Ziel-Verkehrs sowie 

dessen Emissionen an gesamten 

Straßengüterverkehr in Wien 

Österreichisches Institut für Raumplanung, 

2006 

166 Privatisierung des Wassersektors in Europa 

Reformbedarf oder Kapitalinteressen? 

Wolfgang Lauber (Hrsg.), 2006 

167 EU und Wasserliberalisierung 

Elisa Schenner, 2006 

169 REACH am Arbeitsplatz 

Die Vorteile der neuen europäischen 

Chemikalienpolitik für die ArbeitnehmerInnen 

Tony Musu, 2006 (vergriffen) 

170 Feinstaub am Arbeitsplatz 

Die Emissionen ultrafeiner Partikel und ihre 

Folgen für ArbeitnehmerInnen 

Tagungsband, 2006 

171 Luftverkehr und Lärmschutz 

Ist-Stand im internationalen Vergleich 

Grundlagen für eine österreichische Regelung 

Andreas Käfer, Judith Lang, Michael Hecht, 

2006 



173 Welche Zukunft hat der Diesel? 

Technik, Kosten und Umweltfolgen 

Tagungsband, Franz Greil (Hrsg.), 2007 

174 Umsetzung der EU-Umwelthaftungsrichtlinie in 

Österreich 

Tagungsband ergänzt um Materialien und 

Hintergrunddokumente zum 

Diskussionsprozess 

Werner Hochreiter (Hrsg.), 2007 

175 Klimaschutz, Infrastruktur und Verkehr 

Karl Steininger et.al., 2007 

176 Die Strategische Umweltprüfung im 

Verkehrsbereich 

Tagungsband, Cornelia Mittendorfer (Hrsg.), 

2008 

177 Die UVP auf dem Prüfstand 

Zur Entwicklung eines umkämpften Instruments 

Tagungsband, Cornelia Mittendorfer (Hrsg.), 

2008 

178 Die Umsetzung der EU-

Umgebungslärmrichtlinie in Österreich 

Tagungsband, Werner Hochreiter (Hrsg.), 2008 

179 Feinstaubproblem Baumaschine 
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